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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

A.1 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS - BAURECHTSAMT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.1.1 Der Bebauungsplan entwickelt sich nicht 
aus einem genehmigten Flächennutzungs-
plan, weshalb er einer Genehmigung durch 
das Landratsamt Ortenaukreis bedarf (§ 8 
Abs. 2 BauGB). Eine abschließende Stel-
lungnahme zu dem übersandten Entwurf 
kann deshalb derzeit nicht erfolgen. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Der Flächennut-
zungsplan wird im Parallelverfahren geändert. 

 

 

 

 

A.1.2 Der Bebauungsplan ist nach Satzungsbe-
schluss mit allen erforderlichen Unterlagen 
dem Landratsamt Ortenaukreis zur Ge-
nehmigung vorzulegen. 

Die entsprechenden Unterlagen werden dem LRA - 
Baurechtsamt vorgelegt. 

A.1.3 Die Zustimmung des Regierungspräsidi-
ums Freiburg als höherer Raumordnungs-
behörde und den darüber hinaus beteilig-
ten Träger öffentlicher Belange wird vo-
rausgesetzt. 

Es werden folgende Anregungen vorge-
bracht: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

A.1.4 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen: 

Der Hinweis unter Ziff. 1.2.2 auf die Er-
schließungsstraße als Bezugspunkt ist nicht 
konkret. Ausweislich des Geltungsbereichs 
können dies verschiedene Straßen sein. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Bebauungs-
vorschriften werden bzgl. der Bezugspunkte konkreti-
siert. Von der Festsetzung sämtlicher Bezugspunkte 
auf den jeweiligen Erschließungsstraßen wird jedoch 
abgesehen, da das Gelände im Plangebiet relativ 
eben ist. 

A.1.5 Unter Ziff. 1.8.1 sollte hinsichtlich der was-
serdurchlässigen Oberflächenbefestigung 
ein konkreter Faktor der Wasserdurchläs-
sigkeit angegeben werden. 

Die Anregung wird berücksichtig. Durch diese Fest-
setzung ist bauplanungsrechtlich bereits ausrei-
chend geregelt, dass versickerungsfähige Pflaster 
auf Stellplätzen, Zufahrten, Hofflächen etc. angelegt 
werden. Die Niederschlagsentwässerung im Plan-
gebiet ist aufgrund des Vorfluters (Galgenbach) un-
problematisch. Einen einheitlich geltenden Faktor für 
die Wasserdurchlässigkeit anzugeben ist zudem 
nicht möglich, da im Erschließungsgebiet wechseln-
de Bodenschichten mit Kf-Werten von 1,5 x 10

-3
 bis 

1,6 x 10
-6

 vorhanden sind. 

A.1.6 Örtliche Bauvorschriften: 

Bei Ziff. 4.2.2 wird zu Bedenken gegeben, 
dass der Bezugspunkt der Geländeober-
kante nach Herstellung der Baumaßnahme 
je nach Auffüllung oder Abgrabung unter-
schiedlich sein kann. Der Bezugspunkt ist 
damit unkonkret. 

 

Die Anregung wird berücksichtig. Da das Plangebiet 
relativ eben ist, ist nicht mit Auffüllungen oder Ab-
grabungen zu rechnen. 
 

A.1.7 Es wird darauf hingewiesen, dass sich Ziff. 
4.5.2 und 4.5.4 aufgrund der Formulierung 
auf alle Arten von Einfriedungen beziehen, 
nicht nur die zu angrenzenden Verkehrsflä-
chen. 

Die Anregung wird berücksichtig. Um im gesamten 
Plangebiet und damit auch in den rückwertigen 
Grundstücksbereichen eine qualitätsvolle Gestaltung 
zu sichern, gelten die Festsetzungen bezüglich der 
Drahtzäune und der geschlossene Einfriedungen 
nicht nur für Einfriedungen zu angrenzenden Ver-
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kehrsflächen. 

A.2 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – AMT FÜR LANDWIRTSCHAFT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.2.1 Bei dem Plangebiet handelt es sich um 
eine im Norden, Westen und Süden von 
Wohn- bzw. Mischbebauung eingerahmte 
Fläche. Überplant werden das ehemalige 
Bosch-Gelände an der Robert-Bosch-
Straße sowie die östlich daran angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen. Das 
Plangebiet wird derzeit zum Teil gewerb-
lich und zum Teil landwirtschaftlich ge-
nutzt. Als Art der baulichen Nutzung wer-
den Allgemeine Wohngebiete festgesetzt.  

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 
 

 

 

A.2.2 Die Flurstücksnummern der überplanten 
Grundstücke sind in der Begründung nicht 
angegeben. Nach unseren Ermittlungen 
handelt es sich anhand des Zeichneri-
schen Teils um folgende überplanten Flur-
stücke Nrn.: 2583/1, 2583, 2584, 2585, 
2586, 2587/1, 2609, 2625, 2626, 2429/7, 
2420, 2421, 2422, 2423, 2424, 2425, 
2426, 2427, 2428, 2428/1, 2428/2 und 
2428/4. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.2.3 Die überplante Fläche beträgt 8,8 ha. Die 
meisten Flächen werden derzeit landwirt-
schaftlich als Ackerflächen genutzt. Es 
handelt sich um Flächen bester Bodenqua-
lität der Vorrangflur Stufe I. Diese hochwer-
tigen und ackerfähigen Böden sind laut 
Regionalplan 1995 (1.6) zur Erfüllung ihrer 
vielfältigen ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Aufgaben für die Landwirt-
schaft zu erhalten und zu sichern. Land-
bauwürdige Flächen dürfen nur soweit als 
es überwiegend öffentliche Belange erfor-
dern und nur in unbedingt notwendigem 
Umfang für Siedlungen und sonstige bauli-
che Anlagen in Anspruch genommen wer-
den (3.0.2.1).  

Die im überplanten Bereich liegenden 
Ackerböden bieten eine hohe Ertragssi-
cherheit. Eine Produktion auf landwirt-
schaftlich weniger geeigneten Böden er-
fordert einen erhöhten Einsatz von Produk-
tionsmitteln (Dünger, Pflanzenschutzmittel, 
...) 

Die Flächenbewirtschaftung bei weniger 
guten Böden, bei hängigen oder kleinen 
unförmigen Flächen weist eine wesentlich 
geringere Rentabilität auf und muss so-
wohl aus betriebswirtschaftlichen als auch 
aus Gründen des Umweltschutzes teuer 
erkauft werden. Auch hat die landwirt-
schaftliche Produktion auf den überplanten 
Flächen eine wesentliche regionale und 
überregionale Bedeutsamkeit.  

Dies wird berücksichtigt.  

Für die geplante bauliche Nutzung müssen bisher 
landwirtschaftlich genutzte Flächen der Vorrangflur 
Stufe I umgewandelt werden. Sie stehen damit zu-
künftig nicht mehr für die landwirtschaftliche Nutzung 
zur Verfügung.  

Im Stadtteil Freistett stehen entsprechend dem Kar-
tendienst des LEL (Landesanstalt für Entwicklung der 
Landwirtschaft und der ländlichen Räume Schwä-
bisch Gmünd) keine für die Landwirtschaft weniger 
geeigneten Flächen für bauliche Nutzungen zu Ver-
fügung.  

Die regionalplanerischen Themen wurden bereits auf 
Ebene des Flächennutzungsplans abgewogen. Der 
rechtswirksame Flächennutzungsplan 2025 der Stadt 
Rheinau vom 31.01.2014 stellt für das Plangebiet 
überwiegend Gewerbebauflächen dar. Lediglich im 
Osten und äußersten Süden werden landwirtschaftli-
che Flächen dargestellt. Da der Flächennutzungsplan 
nicht parzellenscharf zu lesen ist, sind aus Sicht der 
Stadt Rheinau bzgl. der landwirtschaftlichen Flächen 
keine regionalplanerischen Vorgaben durch die Pla-
nung betroffen.  

Der Verlust der landwirtschaftlichen Fläche zuguns-
ten der Wohnnutzung wird im Rahmen des Abwä-
gungsvorgangs insbesondere aufgrund der hohen 
Nachfrage nach Wohnbauland und der Eignung des 
Standortes vorhandenen Grundstücksverfügbarkeit 
hingenommen. 

Des Weiteren erfreut sich die Stadt Rheinau eines 
stetigen Bevölkerungswachstums. Die in der Vergan-
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Eine wichtige Funktion kommt dem Erhalt 
der Selbstversorgung zu. Bei einer welt-
weiten Bevölkerungszunahme und damit 
verbundener Verknappung der Nahrungs-
mittel ist der Erhalt von landwirtschaftli-
chen Flächen mit guten Bonitäten, wie sie 
vor allem in Mitteleuropa vorliegen, zur Si-
cherung der allgemeinen Ernährungslage 
von großer Bedeutung. 

genheit ausgewiesenen Baugebiete sind zwischen-
zeitlich nahezu aufgesiedelt. Nachdem auch im 
jüngsten Neubaugebiet „Menzbühnd“ nur noch weni-
ge Bauplätze zur Verfügung stehen, besteht Hand-
lungsbedarf.  

Bereits in der Vergangenheit wurden in Rheinau sys-
tematisch Innenentwicklungspotentiale mobilisiert, 
die jedoch ebenfalls ausgeschöpft sind. Um der ho-
hen Nachfrage nach Wohnraum und Bauplätzen 
angemessen begegnen zu können, sollen nun weite-
re Wohngebietsflächen planungsrechtlich für eine 
Bebauung vorbereitet werden.  

Da das Schutzgut Boden nur einer Nutzungsart zur 
Verfügung stehen kann, muss zwischen den konkur-
rierenden Nutzungen abgewogen werden. Die Stadt 
Rheinau wägt aufgrund der in der Begründung unter 
Ziffer 1.1 aufgeführten städtebaulicher Ziele zuguns-
ten der Wohnnutzung ab. 

A.2.4 Weiterhin kommen dem Boden wichtige 
Puffer-, Speicher- und Ausgleichsfunktio-
nen zu, so z.B. Abpufferung des Säureein-
trags oder sonstiger Schadstoffe z.B. aus 
der Luft. 

Wasserspeicher: hohe Wasseraufnahme-
fähigkeit bedeutet hohe nutzbare Wasser-
kapazität für Kulturpflanzen, hohe Grund-
wasserneubildungsrate, geringerer ober-
flächlicher Abfluss und eine verzögerte 
Wasserabgabe (Verdunstung, Versicke-
rung) 

Wasserfilter: langsame Versickerung von 
Niederschlagswasser führt zu Wasserrei-
nigung und Nitratabbau 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Verlust für das Schutzgut Boden/Klima wird 
minimiert durch 

- Öffentliche Grünflächen im Plangebiet 
- Beschränkung der Dichteziffer 
- Sicherung einer Mindestbegrünung 
- Bauvorschriften zur Regenwasserrückhal-

tung 

A.2.5 Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen ist 
insbesondere deshalb als gravierend ein-
zustufen, da in den letzten Jahrzehnten 
sehr viele Flächen verloren gegangen sind, 
die ursprünglich rein landwirtschaftlichen 
Zwecken zur Verfügung standen. Als Ur-
sache der Verluste ist vor allem eine starke 
Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flä-
chen für Bauvorhaben zu nennen. Die 
Standorte des Rheintals mit ihrer ebenen 
Lage, guten Böden und optimaler Wasser-
versorgung sind die Orte, die eine weitge-
hend ressourcenschonende Produktion 
von hochwertigen Nahrungsmitteln und 
nachwachsenden Rohstoffen in der Region 
erlauben. Der Schutz und der Erhalt des 
fruchtbaren Ackerlandes liegt im Interesse 
der Allgemeinheit. Insofern bedauern wir, 
dass mit Ausweisung neuer Planungsgebie-
te und der daraus folgenden Bebauung wei-
tere Flächen verloren gehen. 

Dies wird berücksichtigt. Vgl. Ziffer A.2.3  
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A.2.6 Vom Verlust dieser Flächen sind 2 land-
wirtschaftliche Betriebe betroffen, die diese 
Flächen als Ackerflächen mit überwiegend 
Körnermaisanbau nutzen. Ebenso werden 
diese Flächen zum Erreichen einer ausge-
glichenen Nährstoffbilanz benötigt. Eine 
Existenzgefährdung liegt durch den Flä-
chenentzug nicht vor. Jedoch wird jeder 
Flächenverlust die Betriebe schwächen. 
Bei Bedarf sind den Bewirtschaftern 

gleichwertige Ersatzflächen zuzuweisen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.2.7 Im Scopingpapier ist das Schutzgut Boden 
aufgeführt. Dargestellt ist, dass Werte und 
Funktionen des Schutzgutes Boden beein-
trächtigt werden. Ein Bodengutachten ist in 
Bearbeitung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.2.8 Hinsichtlich der Untersuchungsmethode 
und des Untersuchungsumfangs ergibt 
sich für das Schutzgut „Boden" (landwirt-
schaftlich genutzter Boden) folgendes: 

Der Aspekt eines Verlustes wertvoller 
landwirtschaftlicher Produktionsfläche zur 
Erzeugung hochwertiger Nahrungsmittel 
und nachwachsender Rohstoffe muss mit 
in die Untersuchung und Bewertung ein-
fließen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. In der Begründung 
zum Bebauungsplan werden die Belange der Land-
wirtschaft und damit auch der Aspekt des Verlustes 
landwirtschaftlicher Flächen aufgenommen. 

A.2.9 Östlich des Plangebietes schließen sich 
landwirtschaftliche Flächen an, die acker-
baulich (Körnermaisanbau) genutzt wer-
den. 

Da das überplante Gebiet an ackerbauli-
che Flächen angrenzt, ist mit den für die 
Landwirtschaft ortsüblichen charakteristi-
schen Emissionen (Lärm, Staub,...) zu 
rechnen. Zum Schutz vor der Abdrift von 
Pflanzenschutzmitteln ist gegenüber 
Ackerkulturen ein Abstand von 10 m einzu-
halten. 

Die Anregung wird berücksichtigt.  

Im Bebauungsplan wird zudem darauf hingewiesen, 
dass es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung 
zu landwirtschaftlichen Emissionen wie Gerüche, 
Stäube oder Geräusche kommen kann, die als orts-
üblich hinzunehmen sind.  

Zudem wurde zeichnerisch festgesetzt, dass zum 
Schutz vor Spritzmittelabdrift die Baufenster einen 
Mindestabstand von 10 m zu den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Grundstücken einhalten. 

A.2.10 Nach Nr. 5.11 der Begründung - Spritzmit-
telabdrift - werden zum Schutz vor Spritz-
mittelabdrift die Baugrenzen der Bau-
grundstücke entlang der östlichen Grenze 
des Geltungsbereiches so festgesetzt, 
dass bauplanungsrechtlich ein Mindestab-
stand von 10 m zwischen den landwirt-
schaftlichen Flächen und dem Baufenster 
gesichert werden kann. Durch diese Rege-
lung kann emissionsbedingten Nachbar-
schaftskonflikten vorgebeugt werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.2.11 Ein Umweltbericht, in dem Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen auch außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
festgelegt werden, liegt nicht vor. Beigefügt 
sind lediglich eine Biotoptypenbewertung 
und eine artenschutzrechtliche Vertrags-
studie. Hierin sind zur Herstellung der 
CEF-Maßnahmenfläche die Umwandlung 

Dies wird berücksichtigt. Zur Offenlage wurde ein 
Umweltbericht erarbeitet. Der naturschutzrechtliche 
Ausgleich wird über das Ökokonto erbracht. 

Für die Flächen für CEF-Maßnahmen wurden die im 
Eigentum der Stadt Rheinau befindlichen Flst. Nrn. 
2763, 2764 und 2765 (insgesamt ca. 4.900 m²) in 
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einer Ackerfläche in extensives Grünland 
vorgesehen. Des Weiteren sollen auf die-
ser Fläche die Pflanzung von Gebüschen 
sowie die Anpflanzung von 20 standortty-
pischen heimischen Einzelbäumen erfol-
gen. Außerdem soll auf diesem Standort 
auch ein Ersatzhabitat für Zauneidechsen 
geschaffen werden. 

Das Flurstück, auf dem diese Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen durchgeführt wer-
den sollen, ist bisher nicht benannt. 

unmittelbarer Nähe des Plangebietes gewählt. 

A.2.12 Die Umwandlung von Acker- in extensive 
Grünlandflächen muss aus landwirtschaftli-
cher Sicht abgelehnt werden. Die Erhal-
tung produktionsorientierter Flächen 
(Ackerflächen) der Vorrangflur Stufe I und 
II und der Schutz des fruchtbaren Acker-
landes liegen im Interesse der Allgemein-
heit und sind zur Stabilisierung der land-
wirtschaftlichen Betriebe von großer Be-
deutung. Die Flächen sind in die Betriebs-
planungen integriert und bilden mit den an-
grenzenden Flächen sinnhafte arbeitswirt-
schaftliche Produktionseinheiten. 

Dies wird berücksichtigt. Vgl. Ziffer A.2.3  

 

A.2.13 Sollten Kompensationsmaßnahmen auf 
landwirtschaftlichen Flächen außerhalb 
des Plangebiets notwendig werden, ist ge-
mäß § 1 a Abs. 3, Satz 5 BauGB der § 15 
Abs. 3 BNatSchG anzuwenden. Weiterhin 
weisen wir darauf hin, dass nach § 15 Abs. 
6 NatSchG Baden-Württemberg bei ge-
planter Inanspruchnahme landwirtschaft-
lich genutzter Flächen für Ersatz-und Aus-
gleichsmaßnahmen die zuständige Land-
wirtschaftsbehörde bei der Auswahl der 
Flächen frühzeitig zu beteiligen ist. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die zuständige 
Landwirtschaftsbehörde wird erneut am Verfahren 
beteiligt. 

A.2.14 Das Ziel ist, mit Maßnahmen hoher Auf-
wertungspotentiale möglichst wenig land-
wirtschaftliche Fläche umzunutzen bzw. 
der landwirtschaftlichen Nutzung zu ent-
ziehen. Zusätzlich ist bei der Flächenaus-
wahl zu beachten, dass Flächen mit hoher 
agrarstruktureller Bedeutung (zum Bei-
spiel: überdurchschnittliche Bodengüten 
und Flurstrukturen, Nähe zu landwirtschaft-
lichen Betrieben, Flurbilanz Baden-
Württemberg Wirtschaftsfunktionenkarte 
Vorrangflur Stufe I) nur im äußersten Not-
fall in Anspruch genommen werden. In den 
Planunterlagen ist auf diese Berück-
sichtigung agrarstruktureller Belange ein-
zugehen.  

Wir weisen schon zum jetzigen Zeitpunkt 
darauf hin, dass aufgrund des massiven 
Verbrauchs landwirtschaftlicher Flächen 
mit 6,15 ha neu überplanter landwirtschaft-
licher Nutzfläche allein für diesen Bebau-

Dies wird berücksichtigt.  

Der Verlust landwirtschaftlicher Böden wird sachge-
recht in die Abwägung eingestellt.  

Es stehen keine minderwertigen Böden zur Umnut-
zung in Wohnbauland in der Umgebung als alterna-
tives Plangebiet zur Verfügung. 

In der Raumschaft Rheinau herrscht derzeit ein 
Mangel an verfügbaren Bauflächen für Wohnbebau-
ung. Die Stadt Rheinau hat sich deshalb dazu ent-
schlossen ein weiteres Baugebiet im Stadtteil Freis-
tett zu entwickeln. Seit der beabsichtigten Auswei-
sung des Baugebietes „Neuländ II“ wird im Gegen-
zug die im Flächennutzungsplan bereits ausgewie-
sene Fläche „Langesträng/Menzbühnd-Erweiterung“ 
gestrichen. 

Vgl. Ziffer A.2.3 
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ungsplan „Neuland II" und infolge umfang-
reicher Siedlungsausweitungen und Natur-
schutzmaßnahmen in Vergangenheit und 
Zukunft eine weitere Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen für Aus-
gleichsmaßnahmen unbedingt auszu-
schließen ist. Dies gilt insbesondere für 
Flächen, die in der digitalen Flurbilanz der 
Vorrangflur Stufe I und II zugewiesen sind. 
Durch die Überplanung gehen bereits 
landwirtschaftliche Flächen verloren. Eine 
weitere und somit doppelte Flächeninan-
spruchnahme ist daher nicht zu vertreten. 
Die hochwertigen Standorte im Rheintal 
mit ihrer ebenen Lage, den guten Böden 
und bester Wasserversorgung sind der 
landwirtschaftlichen Nutzung und damit der 
Produktion hochwertiger Nahrungsmittel 
und nachwachsender Rohstoffe vorzube-
halten. Eine flächenhafte Extensivierung 
oder andere Formen der Umsetzung von 
Ausgleichsmaßnahmen, u. a. die Auferle-
gung einer Bewirtschaftung unter Aufla-
gen, ist ebenfalls als Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen zu bewerten. 

A.2.15 Die sinnvolle Lenkung der Kompensation 
liegt im Interesse der Allgemeinheit und ist 
letztendlich die einzige Möglichkeit der 
ressourcenschonenden Produktion hoch-
wertiger Nahrungsmittel in der Region. 
Daher empfehlen wir, sofern Kompensati-
onsmaßnahmen außerhalb des Bebau-
ungsplangebietes vorgesehen sind und 
nicht in Form einer Waldumwandlung oder 
einer flächensparenden Gewässerrenatu-
rierung umgesetzt werden können, diese in 
die zahlreichen im Ortenaukreis ausgewie-
senen Naturschutz- und Natura 2000-
Gebiete zu lenken. In diesen sind Flächen 
mit hohem Aufwertungspotential in großer 
Anzahl vorhanden.  

Insbesondere sind bei der Planung von 
Eingriffs-/Ausgleichsmaßnahmen aus 
landwirtschaftlicher Sicht folgende Maß-
nahmen zu vermeiden: 

 Extensivierung von hochwertigen 
Ackerflächen der Vorrangflur Stufe 
I und II 

 Großflächiges Anlegen von Wie-
sen- und Streuobstflächen auf 
Ackerflächen 

 Anlegen von Gehölz- und Baum-
streifen entlang von ackerbauli-
chen Flächen mit nachteiliger 
Auswirkung durch Beschattung 
und auf den Einsatz heutiger Ge-
rätetechnik 

Die Anregung wird berücksichtigt.  

Der Ausgleich wird über das derzeitig in Bearbeitung 
befindlichen „Ökokonto“ der Stadt Rheinau erbracht.  
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Aus landwirtschaftlicher Sicht ist im natur-
schutzrechtlichen Ausgleich eine Konzent-
ration auf ökologische Verbesserungen 
vorhandener Streuobstbestände oder/und 
Biotope sinnvoll, um einem weiteren Ver-
lust von landwirtschaftlich hochwertigen 
Flächen vorzubeugen. 

Eine Anerkennung als Kompensations-
maßnahme kommt nur bei vorhandenen 
Streuobstbeständen in Betracht, die seit 
vielen Jahren ungepflegt („verwildert") sind 
und die intensiver „Erstpflegemaßnahmen" 
bedürfen, die über ohnehin regelmäßig er-
forderliche Erhaltungspflegemaßnahmen 
deutlich hinausgehen. 

Weitere Hinweise zu diesen Kompensati-
onsmaßnahmen im Streuobstbereich sind 
unter www.fachdokumente.lubw.baden-
wuerttemberg.de zu dem Thema: „Fachli-
che Hinweise zur Anerkennung der Pflege 
von Streuobstbeständen einschließlich ih-
res Unterwuchses als naturschutzrechtli-
che Kompensationsmaßnahme" zu finden. 
Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass 
die dauerhafte Pflege der jeweiligen Aus-
gleichsmaßnahme zu gewährleisten ist. 

A.3 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – AMT FÜR GEWERBEAUFSICHT, IMMISIONSSCHUTZ 
UND ABFALLRECHT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.3.1 Mit Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Neuland II" will die Stadt Rheinau Zielen 
der Innenentwicklung und dem Bedarf von 
Bauflächen im Stadtteil Freistett nach-
kommen. Dabei soll das Bosch-Gelände 
umstrukturiert und für die Wohnnutzung 
erschlossen werden. Im Bauleitplanverfah-
ren ist ebenso wie im parallel durchgeführ-
ten Verfahren zur Änderung des Flächen-
nutzungsplanes zu erkennen, dass west-
lich angrenzend an die geplante Wohnbau-
flächen zwei Teilflächen für gewerbliche 
Nutzung bestehen bleiben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3.2 Die verbleibenden Flächen für Gewerbli-
che Nutzung sind zwar nicht überplant, 
stellen aber eine Gemengelage mit Kon-
fliktpotential im Sinne des Immissions-
schutzes dar. Durch das Heranrücken von 
Wohnbebauung und die damit einherge-
hende Erhöhung der Schutzbedürftigkeit 
umgebender Flächen werden die Entwick-
lungspotentiale verbleibender Gewerbebe-
triebe stark eingeschränkt.  

Eine künftige Betriebserweiterung oder ein 
Betriebswechsel, mit Ausschöpfung der 
Richtwerte nach Nr. 6 TA-Lärm für Gewer-
begebiete ist dann nur unter Berücksichti-
gung der Schutzbedürftigkeit von angren-

Die Anregung wird berücksichtigt.  

Die Entwicklung der bestehenden gewerblichen Be-
triebe ist durch die vorhandene Wohnbebauung be-
reits heute nur eingeschränkt möglich.  

Mit erheblichen Einschränkungen für die gewerbli-
chen Betriebe aufgrund der geplanten bzw. neuen 
Wohnbebauung ist nicht zu rechnen. 

http://www.fachdokumente.lubw.baden-wuerttemberg.de/
http://www.fachdokumente.lubw.baden-wuerttemberg.de/
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zender Wohnbebauung zulässig. 

A.3.3 Anderseits gilt, sofern keine Änderung des 
Betriebs stattfindet der Bestandschutz. 
Dies kann bedeuten, dass die Schall-
Immissionsrichtwerte an Wohnbebauung 
nur durch kostenintensive Schallschutz-
maßnahmen seitens der Wohnbebauung 
eingehalten werden können.  

Den Ausführungen zum Lärmschutz im 
Scopingbericht und in Punkt 4.3 der Be-
gründung sowie obiger Argumentation fol-
gend empfehlen wir, die Auswirkungen auf 
überplante und umgebende Gebiete in ei-
nem schalltechnischen Gutachten zu un-
tersuchen. Insbesondere sollte dabei Ver-
kehrs- und Gewerbelärm berücksichtigt 
werden. 

Dies wird berücksichtig. Von Seiten des Ingenieurbü-
ros Fichtner Water & Transportation aus Freiburg 
wurde eine ausführliche schalltechnische Untersu-
chung durchgeführt. Die dort empfohlenen Schall-
schutzmaßnahmen werden als bauplanungsrechtli-
che Festsetzungen in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Konkret werden passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. Im Wesentlichen werden hier 
die Grundrissorientierung der Gebäude an der östli-
chen Randstraße, die Schalldämmungen der Umfas-
sungsbauteile (entsprechend den jeweiligen Lärmpe-
gelbereichen) und die Belüftung von Schlafräumen 
geregelt. 
 

 

A.4 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – AMT FÜR UMWELTSCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.4.1 4. Besonderer Artenschutz (§ 44 ff. 
BNatSchG) – ja Zauneidechse, Vögel, Fle-
dermäuse 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.4.2 5. Biotop/Waldbiotop (§ 30 ff BNatSchG) – 
ja „Feldgehölze am Ortsrand von Freistett 
im Gewann `Bleich`“ (Biotop-Nr.: 
173133172082) 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.4.3 Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen 
gegen das wie beschrieben durchgeführte 
Vorhaben keine grundsätzlichen Beden-
ken. Die vorgelegte Biotoptypenbewertung 
ist detailliert, schlüssig und entspricht der 
ÖKVO bzw. dem Schlüssel zum Erfassen, 
Beschreiben, Bewerten von Biotopen der 
LUBW.  

Für eine abschließende Bewertung ist je-
doch noch eine Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung mit einer Beschrei-
bung der geplanten Kompensationsmaß-
nahmen notwendig. Da das gesetzlich ge-
schützte Biotop „Feldgehölz am Ortsrand 
von Freistett im Gewann 'Bleich'" (Biotop-
Nr.: 173133172082) nicht mehr existiert ist 
keine Ausnahmegenehmigung nötig. Der 
gegenwärtige Vegetationsbestand ist in 
der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung zu 
bewerten. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht spricht 
nichts dagegen, die im Rahmen von CEF-
Maßnahmen aufgewertete Fläche in die 
Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung einzubrin-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Die Anregung wird im Umweltbericht (inkl. Eingriffs- 
Ausgleichsbilanzierung) zur Offenlage entsprechend 
berücksichtigt. 

A.4.4 Aus naturschutzfachlicher Sicht wäre emp-
fehlenswert, bei Bepflanzungen einheimi-
sche Pflanzen zu verwenden. 

Die Anregung wird in den Umweltbericht aufgenom-
men. 

A.4.5 Die vorliegende artenschutzrechtliche Ver-
träglichkeitsstudie ist umfassend und de-

Wird zur Kenntnis genommen. 
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tailliert. Die festgehaltenen Erhebungser-
gebnisse sind schlüssig. Auch die vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Vermeidung 
von Verbotstatbeständen nach § 44 
BNatSchG sind grundsätzlich sinnvoll und 
in Art und Umfang ausreichend.  

Allerdings sind in der Durchführung folgen-
de Anpassungen und Konkretisierungen 
notwendig: 

 

 

 

 

Die angeregte Überarbeitung der CEF-Maßnahmen 
wurde von Seiten des Büros Spang. Fischer. Natz-
schka. GmbH geprüft und mit der zuständigen Be-
hörde abgestimmt. Im Ergebnis bleiben die CEF-
Maßnahmen wie im artenschutzrechtlichen Gutach-
ten vom Büro Spang. Fischer. Natzschka. GmbH 
erhalten. 

A.4.6 Zauneidechse (Maßnahme A3): 

Die in den Planunterlagen vorgenommene 
Abschätzung des Bestandes ist nicht ein-
heitlich. Während auf Seite 31 der arten-
schutzrechtlichen Verträglichkeitsstudie 
von maximal 10 adulten Individuen ausge-
gangen wird, ist in der Beschreibung der 
CEF-Maßnahme von 12 adulten Individuen 
die Rede. Dies ist zu prüfen und die Maß-
nahmenfläche gegebenenfalls anzupas-
sen.  

Dies wird berücksichtigt. 

Korrekt ist die Annahme von 10 adulten Zauneidech-
sen. Die Maßnahmenbeschreibung Nr. A3 wird dem-
entsprechend korrigiert und die benötigte Flächen-
größe für die Umsiedlungsfläche auf 0,12 ha ange-
passt. 

A.4.7 Neben dem geplanten Totholz sind zur 
Optimierung des Ersatzlebensraumes 
Steinschüttungen im Bereich der geplanten 
Sandbetten vorzusehen. Überwinterungs-
quartiere sind mit einer Aufbauplanung zu 
konkretisieren. Der Ersatzlebensraum 
muss zum Zeitpunkt des Umsetzens der 
Zauneidechsen voll funktionsfähig sein. 
Für die Entwicklung der Wiese ist deshalb 
ein zeitlicher Vorlauf einzuplanen (mind. 
eine Vegetationsperiode). Für die geplante 
Maßnahme A3 ist die Benennung der 
exakten Lage der Ersatzhabitate notwen-
dig. 

Eine Optimierung des Ersatzlebensraums durch die 
Herstellung einer Steinschüttung ist nicht erforderlich. 
Hierzu verweist das Büro Spang. Fischer. Natzschka. 
GmbH auf die positiven Monitoringsergebnisse der 
CEF-Maßnahmenflächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans "Groß-Bahnwörtel" verweisen. Hier 
haben sich die errichteten Totholzstrukturen als für 
Zauneidechsen sehr gut geeignete Lebensräume 
erwiesen, die aufgrund der teilweise in den Boden 
eingebrachten Sandlinsen den Zauneidechsen so-
wohl als Fortpflanzungs- als auch als Überwinte-
rungshabitate dienen. 

Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt auf den stadt-
eigenen Flst.Nrn. 2763, 2764 und 2765. Die exakte 
Lage der Ersatzhabitate innerhalb der Maßnahmen-
fläche wird vor Ort durch die ökologische Baubeglei-
tung festgelegt. 

A.4.8 Lebensraum für Dorngrasmücke, Girlitz 
und Goldammer (Maßnahme A1): 

Die Maßnahme ist grundsätzlich gut ge-
eignet den verloren gegangenen Lebens-
raum der genannten Vögel zu ersetzen. 
Die geplanten Reisighaufen sind geeignet 
eine Funktion als Rückzugsraum und Nist-
platz zu übernehmen, bis die gepflanzten 
Gebüsche ausreichend ausgebildet sind. 
Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass eine Entfernung der Reisighaufen 
wiederum artenschutzrechtliche Probleme 
aufwerfen könnte. Die Lage des Ersatzha-
bitats für Dorngrasmücke, Girlitz und Gold-

Die Anregung wird berücksichtigt.  

Eventuell kann der Reisighaufen auf der Maßnah-
menfläche auch nach Herstellung der Gebüschstruk-
turen für Dorngrasmücke, Goldammer und Girlitz 
erhalten bleiben. Sollte eine Entfernung des Reisig-
haufens erforderlich sein, geschieht dies nach Ende 
der Brutzeit und vor Beginn der Winterruhe eventuell 
im Reisighaufen Schutz suchender Tiere (wie bei-
spielsweise Igel).  

Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt ebenfalls auf 
den stadteigenen Flst.Nrn. 2763, 2764 und 2765. Die 
exakte Lage der Ersatzhabitate innerhalb der Maß-
nahmenfläche wird vor Ort durch die ökologische 



Stadt Rheinau, Stadtteil Freistett  Stand: 08.11.2017 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Neuländ II“  

Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung  
 

Nr.  Stellungnahmen von Beschlussvorschlag Seite 11 von 36 

 

17-11-08 Abwägung Frühzeitige (17-10-23).docx 

ammer ist noch zu lokalisieren. Baubegleitung festgelegt. 

A.4.9 Ausbringung von Ersatzquartieren (Fle-
dermauskästen) für gebäudebewohnende 
und baumbewohnende Fledermausarten 
(Maßnahme A5): 

Die Ersatzquartiere müssen schon zu dem 
Zeitpunkt des Verschlusses von bestehen-
den Quartieren angebracht sein, so dass 
ausfliegende Fledermäuse die Möglichkeit 
haben ein Ausgleichsquartier zu besetzen. 
Die bekannten Höhlen/Spalten sind prinzi-
piell direkt vor der Baufeldräumung durch 
die ökologische Baubegleitung auf Fleder-
mausbesatz zu überprüfen.  

Die Anregung wird berücksichtigt.  

Ersatzquartiere für Fledermäuse können auch bereits 
zum Zeitpunkt der Kontrolle der Quartiere mitgeführt 
werden. Sollten sich kontrollierte Quartiere als besie-
delt erweisen, werden noch am selben Tag jeweils 
zwei Ersatzquartiere je besiedeltem Quartier ausge-
bracht. Von Fledermäusen besetzte Quartiere wer-
den so verschlossen, dass die Tiere diese verlassen, 
aber nicht wieder aufsuchen können (Ventilver-
schluss). Diese Quartiere werden unmittelbar vor der 
Baufeldfreimachung ein zweites Mal kontrolliert, um 
sicher zu stellen, dass die Tiere das Quartier wirklich 
verlassen haben. 

A.5 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – STRAßENVERKEHR UND ÖPNV 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

Der Planung ging eine Verkehrsuntersu-
chung des Büro Modus Consult voraus. 
Wir haben keine Anregungen und Beden-
ken zur Planung, sofern die Aussagen der 
Verkehrsuntersuchung berücksichtigt wer-
den. 

Dies wird berücksichtigt. Die schalltechnische Unter-
suchung vom Ingenieurbüro Fichtner Water & Trans-
portation aus Freiburg wurde auf Grundlage der Ver-
kehrsuntersuchung des Büro Modus Consult durch-
geführt und untersucht sowohl den Gewerbe- als 
auch den Verkehrslärm. 

Die in der schalltechnischen Untersuchung empfoh-
lenen Schallschutzmaßnahmen werden als baupla-
nungsrechtliche Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen. Konkret werden passive Schall-
schutzmaßnahmen festgesetzt. Im Wesentlichen 
werden hier die Grundrissorientierung der Gebäude 
an der östlichen Randstraße, die Schalldämmungen 
der Umfassungsbauteile (entsprechend den jeweili-
gen Lärmpegelbereichen) und die Belüftung von 
Schlafräumen geregelt. 

Aus der Verkehrsuntersuchung des Büros Modus 
Consult werden ferner keine Maßnahmen die im 
Bebauungsplan festgesetzt werden könnten empfoh-
len. Die Untersuchung liefert lediglich die Aussage, 
dass das städtebauliche Konzept aus verkehrlicher 
Sicht als Grundlage für den Bebauungsplan heran-
gezogen werden kann. Konzeptionell wurde Ergeb-
nisse der Versuntersuchung entsprechend im Be-
bauungsplan aufgenommen. 

A.6 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – AMT FÜR WASSERWIRTSCHAFT UND BODENSCHUTZ 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.6.1 Zu dem mit Schreiben vom 25. November 
2016 übersandten Bebauungsplanvorent-
wurf sind nachstehende Abklärungen er-
forderlich. 

Im Einzelnen nehmen wir zu den wasser-
wirtschaftlichen Themen wie folgt Stellung: 

Wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.2 I. Abwasserentsorgung/ Oberflächenent-
wässerung 

Sachstand / Fachtechnische Beurteilung 

Den vorliegenden Unterlagen ist in den Ört-

Wird zur Kenntnis genommen. 
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lichen Bauvorschriften (4.9) zu entnehmen, 
dass das anfallende Niederschlagswasser 
auf den einzelnen Grundstücken dezentral 
zu versickern ist. Alternativ besteht die 
Möglichkeit, Speicherzisternen mit einem 
gedrosselten Abfluss in die Regenwasser-
kanalisation zu errichten. 

A.6.3 Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass die 
Prüfung des Untergrundes auf eine Versi-
ckerungseignung (und weitere Kriterien im 
Sinne des DWA Arbeitsblattes A 138 zu 
Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser) 
vor einer verbindlichen Festlegung erfolgen 
muss.  

Insofern die Untersuchungen zu dem Er-
gebnis kommen, dass eine Versickerung 
realisierbar ist, empfehlen wir (aus Grün-
den des Betriebs und der Unterhaltung) 
der Stadt Rheinau zu prüfen, ob eine zent-
rale Lösung umsetzbar wäre. 

Dies wird berücksichtigt und als Hinweis in den Be-
bauungsplan aufgenommen.  

 

 

 

 

Entsprechend dem Gutachten vom Büro Zink Ingeni-
eure ist eine dezentrale Entwässerung der privaten 
Grundstücke und keine zentrale Entwässerung ge-
plant. 

 

A.6.4 Bzgl. der beabsichtigten Speicherzisterne 
bzw. Retentionszisternen auf den einzelnen 
Grundstücken ist der Drosselabfluss in Ab-
hängigkeit der hydraulischen Leistungsfä-
higkeit des öffentlichen Regenwasserka-
nals anzugeben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Es sind jedoch entsprechend den Angaben des Ent-
wässerungsgutachtens vom Büro Zink Ingenieure 
keine Retentionszisternen vorgesehen, da der vor-
handene Regenwasserkanal eine ausreichende hyd-
raulische Leistungsfähigkeit aufweist. 

A.6.5 Auf die zukünftige Beseitigung des 
Schmutzwassers und deren Auswirkungen 
auf das Mischwassersystem wird nicht ein-
gegangen. Wir bitten um konkrete Aussa-
gen im Bebauungsplan hierzu. 

Dies wird berücksichtigt. Entsprechend den Angaben 
vom Büro Zink Ingenieure wurde das Erschließungs-
gebiet bei der Planung und Bemessung der Regen-
wasserbehandlungsanlagen generell berücksichtigt. 
Konkret ist geplant das anfallende sanitäre häusliche 
Abwasser über Schmutzwasserkanäle an die beste-
hende Schmutzwasserkanalisation der Stadt Rheinau 
angeschlossen wird. 

A.6.6 Für die kanaltechnische Erschließung im 
öffentlichen Bereich ist rechtzeitig vor 
Baubeginn das Benehmen mit der unteren 
Wasserbehörde nach § 48 Abs. 1 WG her-
zustellen. 

Dies wird berücksichtigt und als Hinweis in den Be-
bauungsplan aufgenommen.  

 

A.6.7 Aus Gründen der Rechtsklarheit für alle 
Beteiligten sind die grundlegenden Punkte 
zur geplanten Entwässerung konkret im 
Festsetzungsteil gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 14, 
16, 20 BauGB zu fixieren. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Festsetzung des Umgangs mit Niederschlags-
wasser in den örtlichen Bauvorschriften wird als aus-
reichend erachtet. Im nachgelagerten Baugenehmi-
gungsverfahren sind dann die konkreten einzelnen 
Entwässerungsmaßnahmen zu nachzuweisen. 

A.6.8 Eine abschließende Stellungnahme zur 
Entwässerungskonzeption ist erst möglich, 
wenn die tatsächlich beabsichtigte Regen-
wasserableitung ausreichend konkret und 
vollständig dargestellt werden kann. 

Dies wird berücksichtigt. Die tatsächlich beabsichtige 
Regenwasserableitung wird im Entwässerungsent-
wurf von Seiten des Büros Zink Ingenieure ausgear-
beitet und zur Genehmigung dem Landratsamt Or-
tenaukreis vorgelegt.  

A.6.9 II. Altlasten 

1. Sachstand 
Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 
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Im Rahmen der „Flächendeckenden Histo-
rischen Erhebung altlastverdächtiger Flä-
chen im Ortenaukreis" wurde auf den 
Grundstücken Flst.-Nrn. 2608 und 2609, 
der Gemarkung Freistett eine Altlastver-
dachtsfläche mit der Bezeichnung „Robert 
Bosch GmbH" erhoben. 

Am 7. November 2006 wurde der Altstand-
ort nach Abschluss einer Detailuntersu-
chung durch die Altlastenbewertungskom-
mission beim Landratsamt Ortenaukreis - 
Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
behandelt. Laut Bewertungskommissions-
beschluss besteht für den Altstandort „Ro-
bert Bosch GmbH", Flst.-Nrn. 2608 und 
2609, der Gemarkung Rheinau-Freistett 
hinsichtlich des Wirkungspfades „Boden-
Grundwasser" derzeit kein weiterer Hand-
lungsbedarf. Der Altstandort wird hinsicht-
lich des genannten Wirkungspfades in „Be-
lassen zur Wiedervorlage" mit dem Zusatz-
vermerk „Gefahrenlage hinnehmbar" ein-
gestuft. 

Die Einstufung bedeutet, dass vorbehaltlich 
der bisherigen Nutzung kein weiterer Hand-
lungsbedarf besteht, dass jedoch bei Ände-
rung von bewertungsrelevanten Sachver-
halten über das weitere Verfahren erneut 
zu entscheiden ist. Die bisherige Bewertung 
stützt sich rechtlich auf § 4 (7) BBodSchV, 
wonach unter Berücksichtigung der Ver-
hältnismäßigkeit ein Grundwasserschaden, 
hier durch leichtflüchtige halogenierte Koh-
lenwasserstoffe, toleriert werden kann. Die 
Fläche wird beim Landratsamt Orten-
aukreis - Amt für Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz  im Altlastenkataster geführt. 

 

A.6.10 2. Grundsätzliches 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bau-
liche und sonstige Nutzung der Grundstü-
cke in der Gemeinde nach Maßgabe des 
Baugesetzbuches vorzubereiten und zu lei-
ten. Bauleitpläne sind aufzustellen, zu än-
dern oder zu ergänzen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 
BauGB). Die Bauleitpläne sollen gem. § 1 
Abs. 5 BauGB eine geordnete städtebauli-
che Entwicklung und eine dem Wohl der 
Allgemeinheit entsprechende sozialgerech-
te Bodennutzung gewährleisten und dazu 
beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen und zu entwickeln. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.11 In den Bauleitplanverfahren ist deshalb 
stets zu erklären, ob und inwieweit Altlas-
ten einer geplanten Darstellung als Bauflä-

Dies wurde berücksichtigt.  

Von Seiten des Ingenieurbüros Geo Umwelt Consult 
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chen (FNP) bzw. einer geplanten bauli-
chen Nutzung (B-Plan) entgegenstehen. 

GmbH wurde eine Detailuntersuchung für den Be-
reich des ehemaligen Boschgeländes durchgeführt. 
Im Ergebnis heißt es, dass die Immissionsbedingun-
gen eingehalten sind. 

Von Seiten des Büros für Bodengutachten – Dr. Ralf 
Hettich aus Lichtenau wurde eine geotechnische und 
eine umwelttechnische Untersuchung für die über-
planten Flächen außerhalb des ehemaligen Boschge-
ländes durchgeführt. Im Ergebnis der umwelttechni-
schen Untersuchung wurden weder bei den analy-
sierten Bodenmischproben noch bei den Asphaltpro-
ben Belastungen oberhalb der zulässigen Schwel-
lenwerte festgestellt. 

Die Gutachten werden dem Bebauungsplan als An-
lage beigefügt und in der Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgeführt. 

A.6.12 Des Weiteren ist zu klären, ob Flächen 
gem. § 5 Abs. 3 Nr. 3, bzw. § 9 Abs. 5 Nr. 
3 BauGB gekennzeichnet werden müssen. 
Das setzt Kenntnisse über altlastverdäch-
tige Flächen bzw. Altlasten im zu überpla-
nenden Bereich voraus, die so genau sind, 
dass sie als Abwägungsmaterial für eine 
umfassende Abwägung auf der jeweiligen 
Planungsebene ausreichen. Spätestens 
auf der Ebene des Bebauungsplanverfah-
rens müssen die Kenntnisse über Altlasten 
so detailliert und umfassend sein, dass de-
ren Gefährdungspotenzial für Mensch und 
Umwelt (z. B. Grundwasser, Boden) ein-
geschätzt und in Bezug zur geplanten Nut-
zung konkret bewertet werden kann. 

Dies wurde berücksichtigt. Die geologischen Gutach-
ten werden dem Bebauungsplan als Anlage beigefügt 
und in der Begründung zum Bebauungsplan aufge-
führt. 

Eine weitere umwelttechnische Untersuchung findet 
im Rahmen der Offenlage statt. Die Ergebnisse wer-
den darauffolgend in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Ob eine Kennzeichnung von Altlastenver-
dachtsflächen in der Planzeichnung erforderlich ist, 
kann sich entsprechend erst mit Abschluss des der-
zeitig in Bearbeitung befindlichen Gutachtens zeigen.  

 

A.6.13 Darüber hinaus sind bei der Zusammen-
stellung des Abwägungsmaterials nachtei-
lige Auswirkungen der Altlasten auf die in § 
1 Abs. 5 BauGB genannten schutzwürdi-
gen Belange (z. B. natürliche Lebens-
grundlagen) zu berücksichtigen, auch wenn 
nicht mit einer unmittelbaren Gefährdung 
von Schutzgütern gerechnet werden muss. 
So ist z. B. bei der Feststellung von Belas-
tungen des Bodens oder der Bodenluft 
auch eine mögliche Belastung des Grund-
wassers zu untersuchen, wenn eine evtl. er-
forderliche spätere Sanierung des Grund-
wassers im Falle einer zwischenzeitlich er-
folgten Überbauung verhindert oder we-
sentlich erschwert werden würde. 

Dies wurde berücksichtigt.  

Im Zuge der detaillierten Untersuchungen wurden 
sowohl Belastungen des Boden und der Bodenluft als 
auch Belastungen des Grundwassers analysiert. Im 
zukünftigen Baugebiet wurden aus dem Oberboden 
der landwirtschaftlichen Flächen drei Bodenproben 
entnommen und nach dem Parameterumfang für 
Boden der Verwaltungsvorschrift des Umweltminis-
ters analysiert. Die drei Bodenproben zeigten keine 
erhöhten Werte auf und sind hinsichtlich ihrer Ent-
sorgungsrelevanz als Z0 Material einzuordnen. 

Ein weiteres Gutachten für den Bereich des Plange-
bietes der früher im Eigentum der Firma Bosch AG 
stand, ist wie bereits oben beschrieben derzeitig 
noch in Bearbeitung. Die Ergebnisse werden darauf-
folgend in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.6.14 Die für eine Zusammenstellung des Abwä-
gungsmaterials erforderlichen Erkun-
dungsschritte sollten stets in Abstimmung 
mit dem Landratsamt Ortenaukreis erfol-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.15 3. Fachtechnische Beurteilung 

Gemäß vorgelegtem Vorentwurf des Be-
Dies wurde berücksichtigt. Die Verdachtsflächen 
wurden im Jahre 2005  und 2006 durch das Büro 
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bauungsplans sind im Bereich der Flst.-Nrn. 
2608 und 2609 Änderungen bewertungsre-
levanter Sachverhalte in dem unter 1. ge-
nannten Sinne geplant. Die Ergebnisse der 
vor mehr als zehn Jahren durchgeführten 
Detailuntersuchung und die bisherige Be-
wertung galten vorbehaltlich der damaligen 
Nutzung und unter der Bedingung, dass 
bereits versiegelte Flächen innerhalb der 
Flurstücke 2608, 2609 versiegelt bleiben. 
Dem Bebauungsplanvorentwurf zufolge 
sind hingegen signifikante Eingriffe in den 
Untergrund und eine neue Bebauung mit 
geänderter Art der Nutzung vorgesehen. 
Somit wären hier ergänzende Untersu-
chungen geboten, welche auf die beabsich-
tigten Nutzungen abzustellen sind, woraus 
sich gegebenenfalls auch ein Sanierungs-
bedarf ergeben kann. Vor Klärung dieses 
Sachverhaltes kann dem Bebauungsplan 
nicht zugestimmt werden.  

Erfahrungsgemäß ist für derartige Unter-
suchungen ein Zeitraum von einigen Mo-
naten zu berücksichtigen. Der Untersu-
chungsumfang ist vorab mit dem Landrat-
samt Ortenaukreis - Amt für Wasserwirt-
schaft und Bodenschutz - abzustimmen. 
Die Ergebnisse sind in Berichtsform zu do-
kumentieren und dem Landratsamt Orten-
aukreis zur Bewertung vorzulegen. 
Schließlich würde für alle Baumaßnahmen 
im Bereich der Flurstücke 2608, 2609 eine 
gutachterliche Begleitung der Tiefbauarbei-
ten durch ein in der Altlastenbearbeitung 
erfahrenes Ingenieurbüro (siehe Anlage) 
sowie eine fachgerechte Entsorgung/ Be-
seitigung des anfallenden, kontaminierten 
Erdaushubs erforderlich sein. 

Geo Umwelt Consult GmbH detailliert untersucht. Für 
den Bereich des ehemaligen Boschgeländes bestan-
den bereits damals Anhaltspunkte für Bodenluftbelas-
tungen und Grundwasserschäden.  

Aufgrund dessen wurden 2017 ein aktuelles umwelt-
technisches Gutachten durch das Büro für Boden-
gutachten – Dr. Ralf Hettich 2006 erstellt. Darin heißt 
es, dass im Bereich der landwirtschaftlichen Flächen 
keine signifikanten Konflikte bestehen. 

Im Bereich des ehemaligen Boschgeländes wird im 
Zuge der Offenlage eine weitere Untersuchung der 
Altlasten in die Wege geleitet. Dabei soll die insbe-
sondere die Umnutzung des Geländes in ein allge-
meines Wohngebiet geprüft werden. Deren Ergeb-
nisse werden nach der Offenlage in den Bebauungs-
plan aufgenommen.  

Darüber hinaus wird im Bebauungsplan darauf hin-
gewiesen, dass wenn bei den objektbezogenen Bau-
grunduntersuchungen dennoch Altlastenverdachts-
flächen festgestellt werden, eine dezentrale Nieder-
schlagsentwässerung unzulässig ist. Darüber hinaus 
gelten bei Feststellung von Altlasten die einschlägi-
gen Regelwerke.   

A.6.16 III. Bodenschutz 

Um auf der Ebene der Bebauungsplanung 
den Belangen des Bodenschutzes Rech-
nung zu tragen, muss das Schutzgut „Bo-
den" im Umweltbericht umfassend abge-
handelt werden. 

Die notwendigen Bewertungen des Boden-
bestandes vor und nach Umsetzung der 
geplanten Bebauung sind anhand vorlie-
gender Bodendaten durchzuführen: 

Bodenkarte BK 50 Baden-Württemberg des 
Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau (www.lgrb-bw.de, Tel: 0761/208-
3000); 

Bodenschätzungsdaten (service.vaog@  
ortenaukreis.de; Tel.: 0781/805-1800).  

Der Auswertung der für einzelne Flurstü-
cke vorliegenden Bodenschätzungsdaten 
ist dabei eindeutig der Vorzug vor den Da-

Dies wird berücksichtigt und in den Umweltbericht 
aufgenommen. 

http://www.lgrb-bw.de/
mailto:service.vaog@ortenaukreis.de
mailto:service.vaog@ortenaukreis.de
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ten der Bodenkarte BK 50 zu geben, da 
die Bodenkarte BK 50 nur eine Maßstab-
vergrößerung bis in den Bereich 1 : 25.000 
zulässt. Darüber hinaus gehende Ver-
größerungen sind mit einer Überinterpreta-
tion der Genauigkeit der kartographischen 
Darstellung verbunden. Wird diesem Um-
stand bei der Bodenbewertung bzw. der 
Ableitung des in Ökopunkten zu beziffern-
den Ausgleichsbedarfs nicht Rechnung ge-
tragen, ist im Rahmen der Prüfung des 
Umweltberichtes eine Korrektur der Bo-
denbewertung erforderlich, die u. U. mit ei-
ner zeitlichen Verzögerung des Bebau-
ungsplanverfahrens verbunden ist.  

Die Bewertung der Bodenfunktionen bzw. 
die Ableitung des Kompensationsbedarfs 
für das Schutzgut „Boden" (Ökopunkte) hat 
grundsätzlich entsprechend der nachfol-
gend genannten Veröffentlichungen der 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz (LUBW) zu erfolgen: 

Bewertung von Böden nach ihrer Leis-
tungsfähigkeit - Leitfadens für Planungen 
und Gestattungen (LUBW 2010); 

Das Schutzgut „Boden" in der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung (LUBW 2013) 

Andere Bewertungs- und Ableitungsme-
thoden werden seitens des Landratsamtes 
Ortenaukreis nicht anerkannt.  

Allgemeinverständlich gehaltene Einfüh-
rungen zu den Bodenfunktionen und ihrer 
Bewertung sind im Bodenzustandsbericht 
Ortenaukreis unter Kapitel 3.2 zu finden. 

A.6.17 IV. Hinsichtlich der Themen "Oberirdische 
Gewässer", "Grundwasserschutz" und 
"Wasserversorgung" sind unsererseits kei-
ne Ergänzungen/Anmerkungen erforder-
lich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.18 Äußerung zum Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung 

Hinweise bezüglich der zu betrachtenden 
Schutzgüter: 

Allgemeiner Hinweis 

Im Rahmen der Umweltprüfung sollen die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen ermittelt und in einem Umwelt-
bericht beschrieben und bewertet werden. 

Das Ziel der Umweltprüfung ist dabei weni-
ger, über die Verträglichkeit eines Projektes 
für die Umwelt zu entscheiden. Festgestellt 
werden sollen vielmehr die Folgen für die 
Umwelt. Im Zuge der Entscheidung über 
die Realisierung eines Vorhabens soll in ei-
nem formalisierten Verfahren untersucht 
werden, welche Umweltbeeinträchtigungen 

Dies wird in der Umweltprüfung (Gegenstand des 
Umweltberichts) entsprechend berücksichtigt. 
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durch das Projekt drohen, welche Möglich-
keiten es zur Vermeidung oder Milderung 
der zu erwartenden Umweltauswirkungen 
gibt und ob im Interesse des Umweltschut-
zes bessere Lösungen, also Alternativen, 
existieren. 

A.6.19 I. Grundwasser 

Bezüglich der Auswirkungen der zukünfti-
gen Flächennutzung auf das Schutzgut 
„Grundwasser" sollten v. a. folgende As-
pekte betrachtet werden: 

Verringerung der Grundwasserneubildungs-
rate durch Flächeninanspruchnahme 
(Überbauung, Versiegelung) und Verände-
rung der Bodenstruktur (Abtrag, Überschüt-
tung, Erosion, Verdichtung) 

Eventuelles Absinken des Grundwasser-
standes aufgrund der geringeren Grund-
wasserneubildungsrate 

Veränderung des Bodenwasserhaushaltes, 
der Bodenqualität, der Deckschichten-
mächtigkeit, des Reliefs 

Schadstoffeintrag aufgrund verringerter 
Deckschichten 

Veränderung von Grundwasserfließsyste-
men (Grundwasserhaltung, -absenkung, -
Stauung) 

Veränderung von Grundwasserleitern und 
Deckschichten 

Verschlechterung von Quantität und Quali-
tät des Grundwassers 

Dies wurde bei der Erstellung des Bodengutachtens 
vom Büro für Geologie sowie bei der Erarbeitung des 
Gutachtens zur Entwässerung von Seiten des Inge-
nieurbüros Zink Ingenieure berücksichtigt. Im Ergeb-
nis wird eine dezentrale Entwässerung empfohlen. 
Dies wurde entsprechend in den Bebauungsplan als 
örtliche Bauvorschrift übernommen und ist im nach-
gelagerten Genehmigungsverfahren zu beachten.  

Darüber hinaus wird bauplanungsrechtlich festge-
setzt, dass Stellplätze, Zufahrten und Hofflächen als 
wasserdurchlässige Oberflächenbefestigung auszu-
führen sind. Ebenso sind im Plangebiet umfangreiche 
ökologische Maßnahmen innerhalb der öffentlichen 
Grünflächen und auf den unbebauten Freiflächen 
bebauter Grundstücke vorgesehen. 

A.6.20 II. Oberflächengewässer 

Der beabsichtigte Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung ist aus unse-
rer Sicht ausreichend. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.21 III. Boden/Altlasten 

Der beabsichtigte Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung ist aus unse-
rer Sicht nicht ausreichend. Insoweit wird 
auf die Ausführungen unter A. II. u. III. ver-
wiesen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.22 Hinweis 

Im Übrigen verweisen wir auf das Merkblatt 
„BAULEITPLANUNG" des Landratsamtes 
Ortenaukreis - Amt für Wasserwirtschaft 
und Bodenschutz -. Der neueste Stand 
dieses Merkblattes ist im Internet unter: 
www.ortenaukreis.de zu finden. 

Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.7 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – GESUNDHEITSAMT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.7.1 Im Westen grenzt ein Gewerbebetrieb an Dies wird berücksichtig. Von Seiten des Ingenieurbü-

http://www.ortenaukreis.de/
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das Plangebiet. Hiervon können störende 
Schallemissionen ausgehen, worauf im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
reagiert werden muss. Zusätzlich ist zu 
überprüfen, inwiefern Verkehrslärm auf 
das Plangebiet einwirkt. 

ros Fichtner Water & Transportation aus Freiburg 
wurde eine ausführliche schalltechnische Untersu-
chung durchgeführt. Die dort empfohlenen Schall-
schutzmaßnahmen werden als bauplanungsrechtli-
che Festsetzungen in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Konkret werden passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. Im Wesentlichen werden hier 
die Grundrissorientierung der Gebäude an der östli-
chen Randstraße, die Schalldämmungen der Umfas-
sungsbauteile (entsprechend den jeweiligen Lärmpe-
gelbereichen) und die Belüftung von Schlafräumen 
geregelt. 

A.7.2 Eine abschließende Stellungnahme durch 
uns ist aktuell nicht möglich, da das 
Schallgutachten noch in Bearbeitung ist. 
Wir bitten Sie, uns dieses nach Fertigstel-
lung zukommen zu lassen. 

Dies wird berücksichtigt und das fertiggestellte 
Schallgutachten als Anlage dem Bebauungsplan 
beigelegt.  

A.7.3 Grundsätzlich gilt, dass bei Überschreitun-
gen von gesundheitsverträglichen Lärm-
pegeln ein vorrangig aktiver Schallschutz 
eingeplant werden sollte. 

Dies wird berücksichtigt. Die im Gutachten empfohle-
nen Maßnahmen sind jedoch passive Schallschutz-
maßnahmen und werden entsprechend als baupla-
nungsrechtliche Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen.  

Von aktiven Schallschutzmaßnahmen wird abgese-
hen. Diese Form von Schallschutz ist wesentlich 
kostenintensiver, verbraucht mehr Fläche und wider-
spricht damit dem Grundsatz vom sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden. 

A.8 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – EIGENBETRIEB ABFALLWIRTSCHAFT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

A.8.1 Zum vorliegenden Bebauungsplan nehmen 
wir aus abfallwirtschaftlicher und abfuhr-
technischer Sicht wie folgt Stellung: 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.2 Abbiegeradien / Schleppkurven 

Bei der verkehrstechnischen Erschließung 
des Plangebietes müssen die Abbiegera-
dien und Schleppkurven der Erschlie-
ßungsstraßen für 3 - achsige Abfallsam-
melfahrzeuge (bis 10,30 m Länge) dimen-
sioniert sein. Dies betrifft nicht nur die An-
bindungsstellen des Baugebietes an das 
vorhandene Straßennetz, sondern auch 
die inneren Erschließungsstraßen 
/Ringstraßen. Auf die Freihaltung eines 
seitlichen Sicherheitsabstandes von je-
weils 0,50 m ist zu achten (Schutz für 
Fußgänger und Radfahrer beim Abbiege-
vorgang und Kurvenfahrt der Sammelfahr-
zeuge). Ist dies nicht der Fall, können die 
Abfallsammelfahrzeuge (ASF) nicht in das 
Plangebiet bzw. die Ringstraßen einfahren. 
Wir empfehlen dies zu überprüfen. 

Dies wird berücksichtigt.  

In Abstimmung mit dem Büro Zink wurden die Er-
schließungsstraßen im Baugebiet für das Müllfahr-
zeug ausreichend dimensioniert. 

 

A.8.3 Anpflanzung von Bäumen an Erschlie-
ßungsstraßen 

Damit 3-achsige Müllsammelfahrzeuge die 
Erschließungsstraßen dauerhaft hindernis-

Dies wird berücksichtigt. 

Im Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
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frei befahren können, muss sichergestellt 
sein, dass in das Fahrbahnprofil keine Ge-
genstände wie z.B. starke Baumäste etc. 
hineinragen. Da die Anpflanzung von 
Bäumen geplant ist, möchten wir frühzeitig 
auf die Freihaltung des notwendigen 
Durchfahrtsprofils (Breite, Höhe und Aus-
schwenkbereich in Kurven) hinweisen. Bei 
der Auswahl (Anzahl, Größe, Wuchsform) 
und Anordnung der Bäume sollte dies ent-
sprechend berücksichtigt werden. 

Im Zuge der Erschließungsplanung werden bei der 
Anpflanzung von Bäumen die Anforderungen an die 
freizuhaltenden Fahrbahnprofile berücksichtigt. In 
Anordnung, Größe und Habitus der Bäume ist dies 
bereits so vorgesehen. 

A.8.4 Erschließung 

Wie den Planunterlagen zu entnehmen ist, 
erfolgt die Erschließung über eine Nord-Süd 
verlaufende Haupterschließungsachse mit 
einer Breite von 8,5 m (incl. beidseitigem 
Gehweg), von der aus die einzelnen Quar-
tiere erschlossen werden. 

Die Erschließung der Einzelquartiere erfolgt 
über Wohnwege als Ringstraßen. Der 
Querschnitt der Straße, die sich alle Ver-
kehrsteilnehmer teilen sollen, beträgt hier 
5,0 m.  

Hinweis: Damit bei Erschließungsstraßen 
mit Begegnungsverkehr ein sicheres Fah-
ren für die Abfallsammelfahrzeuge ermög-
licht wird, empfehlen wir die Straßenbreite 
auf mindestens 5,50 m festzulegen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Vom Büro Zink wurden die Straßenränder (inkl. Der 
Wendeanlage) auf die Befahrbarkeit eines 3-
achsigen Müllfahrzeugs geprüft, überarbeitet und 
entsprechend in die Planzeichnung aufgenommen. 

Auch die Übereinstimmung mit den Vorgaben der 
aktuell gültigen RASt 06/08 insbesondere im notwen-
digen Begegnungsfall wurde berücksichtigt. 

A.8.5 Stichstraße mit Wendeanlage 

Ergänzend zweigt von der Haupterschlie-
ßungsachse in westlicher Richtung eine 
Planstraße ab. Am Ende dieser Stichstraße 
befindet sich eine Wendeanlage. 

Ob diese Wendeanlage für 3-achsige Ab-
fallsammelfahrzeuge (ASF) ausreichend 
groß dimensioniert ist, lässt sich aus den 
vorliegenden Planunterlagen nicht eindeu-
tig erkennen (Wendefläche ohne Bema-
ßung). Wir empfehlen dies zu überprüfen. 

Wir weisen darauf hin, dass Stichstraßen 
ohne ausreichend dimensionierte Wende-
anlagen nicht von ASF befahren werden 
(auch nicht in Rückwärtsfahrt). Damit die 
Stichstraße von ASF befahren werden 
kann, sind bei der Gestaltung und Bemes-
sung der Wendeanlage die von der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen erarbeiteten „Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06)" 
zugrunde zu legen. Als Bemessungsfahr-
zeug ist ein 3-achsiges Abfallsammelfahr-
zeug (bis 10,30 m Länge) anzusetzen. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die bemaßte Stichstraße und die bemaßte Wendean-
lage wurden geändert und an die Vorgaben der gülti-
gen Richtlinien (RASt06) angepasst. 

A.8.6 Freihalten der Wendefläche 

Für das Wenden der Abfallsammelfahrzeu-
ge muss die Wendeanlage am Abfuhrtag 
frei von eventuell parkenden Fahrzeugen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die verkehrs-
rechtlichen Anordnungen sind jedoch nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanes und können erst im 
Rahmen der Erschließungsplanung bzw. durch ver-
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sein. Ist dies nicht der Fall, kann vom be-
auftragten Abfuhrbetrieb die Entsorgungs-
leistung nicht eingefordert werden. 

kehrsregelnde Maßnahmen umgesetzt werden. 

A.8.7 Freihalteraum um die Wendefläche 

Die Einhaltung der Freihaltezone (1,0 m laut 
RASt 06) rings um die gesamte Wendean-
lage ist zwingend sicherzustellen, da dies 
eine Grundvoraussetzung für das Wenden 
der ASF darstellt (Fahrzeugüberhänge im 
Front- und Heckbereich). 

Dies ist eine Vorgabe der gültigen Richtlinien 
(RASt06) und wird bei der Ausarbeitung der Stra-
ßenplanung berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.8.8 Bereitstellung der Abfallbehälter / Gelbe 
Säcke 

Die Bereitstellung der Abfälle, die im Rah-
men der kommunalen Abfallabfuhr entsorgt 
werden, muss an einer für 3-achsige Abfall-
sammelfahrzeuge (bis 10,30 m Länge) er-
reichbaren Stelle am Rand öffentlicher Er-
schließungsstraßen erfolgen.  

Allgemeiner Hinweis 

Eine Entleerung der Abfallbehälter nahe 
am Anfallort kann gewährleistet werden, 
wenn bei der Planung der Erschließungs-
straßen die Grundlagen der von der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen erarbeiteten „Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06)" 
berücksichtigt wurden. Als Bemessungs-
fahrzeug zur Dimensionierung von 
Schleppkurven, Abbiegeradien und Wen-
deanlagen ist hierbei ein 3-achsiges Abfall-
sammelfahrzeug (bis 10,30 m Länge) zu-
grunde zu legen. 

Dies wird berücksichtigt und als Hinweis in den Be-
bauungsplan aufgenommen. 

Abfallbehälter können in Straßen mit Seitenbereichen 
problemlos abgestellt werden. In den Mischverkehrs-
flächen (Ringstraßen und Stichstraße) können in  der 
nachgelagerten Erschließungsplanung Sammelstell-
flächen vorgesehen werden. 

A.8.9 Abfallwirtschaftssatzung 

Die speziellen Regelungen der Abfallent-
sorgung im Ortenaukreis enthält die Abfall-
wirtschaftssatzung des Eigenbetriebs Ab-
fallwirtschaft Ortenaukreis in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf die Abfallwirtschaftssatzung des Eigenbetriebs 
Abfallwirtschaft Ortenaukreis in der jeweils geltenden 
Fassung wird hingewiesen. 

Die Dimensionierung der von Entsorgungsfahrzeu-
gen zu befahrenden Straßen erfolgte auf Grundlage 
der gültigen Richtlinien. 

A.8.10 Die Stellungnahme wurde mit dem beauf-
tragten Abfuhrunternehmen (Fa. MERB, 
Achern) abgestimmt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – RAUMORDNUNG, BAURECHT UND DENKMAL-
SCHUTZ 
(Schreiben vom 06.12.2016) 

Zu o.g. Planung bestehen keine raumord-
nerischen Bedenken. Unsere Stellung-
nahme erfolgte im Rahmen der erforderli-
chen FNP-Änderung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – ABTEILUNG STRAßENWESEN UND VERKEHR 
(Schreiben vom 11.01.2017) 

Die Abteilung 4 - Straßenwesen und Ver-
kehr- des Regierungspräsidiums Freiburg 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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als Straßenbaubehörde für Autobahnen, 
Bundes- und Landesstraßen nimmt zu 
dem o. g. Bebauungsplan nur Stellung im 
Hinblick auf Planungs- und Ausbauabsich-
ten sowie zu Belangen der Straßenbauge-
staltung im Zuge dieser Verkehrswege. 

Im Untersuchungsraum befinden sich die L 
75 sowie die L 87, unsere Belange sind 
durch den Vorgang daher berührt. 

Die Verkehrsuntersuchung kommt zu dem 
Ergebnis, dass der durch das Wohngebiet 
neu hinzukommende Verkehr aus Sicht der 
Verkehrsleistungsfähigkeit unkritisch ist. 

Von unserer Seite bestehen daher gegen 
den Bebauungsplan „Neuländ II" i. d. F. 
vom 18.10.2016 keine Bedenken. 

A.11 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – LANDESAMT FÜR GEOLOGIE, ROHSTOFFE UND 
BERGBAU 
(Schreiben vom 11.01.2017) 

A.11.1 Geotechnik 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 
Geodaten bilden im Bereich des Plange-
bietes pliozäne bis quartäre Lockergestei-
ne (Ortenau-Formation, Hochflutsand) un-
bekannter Mächtigkeit den oberflächenna-
hen Baugrund. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizontes, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird da-
rauf hingewiesen, dass im Anhörungsver-
fahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.11.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.4 Grundwasser 

Zum Planungsvorhaben sind aus hydroge-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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ologischer Sicht keine Hinweise, Anregun-
gen oder Bedenken vorzubringen. 

A.11.5 Bergbau 

Bergbehördliche Belange sind nicht be-
rührt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung 
LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abge-
rufen werden kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12 INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER SÜDLICHER OBERRHEIN 
(Schreiben vom 12.01.2017) 

Mit Realisierung der Planung wird das 
westlich ans Plangebiet grenzende Fir-
menareal der Biomark GmbH wohl das 
einzige noch gewerblich genutzte Areal in 
der gesamten Umgebung sein. Wir verwei-
sen auf unsere als Anlage beigefügte Stel-
lungnahme zur entsprechenden FNP-
Änderung vom 21.11.16, die auch bezüg-
lich des Bebauungsplanvorentwurfes gilt. 
Zum Schutz der gewerblichen Interessen 
müssen wir zurzeit vorsorglich Bedenken 
anmelden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.13 INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER SÜDLICHER OBERRHEIN 
(Schreiben vom 21.11.2016) 

Fläche 1 in Freistett: Wohnbaufläche 
"Neuländ II" (ehemaliges Bosch-Areal)/ 
Verzicht auf Wohnbaufläche "Lange-
sträng/Menzbühnd-Erw." 

Gegen die Ausweisung einer Wohnbauflä-
che an diesem Standort müssen derzeit 
vorsorglich Bedenken angemeldet werden. 

Mit dem nun vorgelegten Erstentwurf blei-
ben noch einige Fragen offen. 

Zunächst müsste u.E. die Begründung hin-
sichtlich der gewerblichen Bestandssituati-
on ergänzt werden: 

Bislang wird hier nur festgestellt, dass der 
westliche Teilbereich der Fläche derzeit 
gewerblich genutzt wird. Wird diese Nut-

 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
Die Anregungen werden berücksichtigt und in die 
Begründung entsprechend konkretisiert. 

Die gewerbliche Nutzung in den derzeitigen Be-
standsgebäuden wird aufgegeben. Die vorhandenen 
Betriebe sind von dem anstehenden Abbruch der 
Gebäude informiert. In der ehemaligen Zigarrenfabrik 
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zung aufgegeben, die Betriebe verlagert 
etc.? Liegt das Gelände der ehemaligen 
Zigarrenfabrik heute brach oder wird sie 
derzeit gewerblich oder sonst wie genutzt? 
Auf was beziehen sich die angesproche-
nen "Entwicklungspotenziale", auf Wohn-
nutzungen? 

Vorausgesetzt, für die derzeit noch auf 
dem Gelände tätigen Betriebe findet sich 
im Einvernehmen mit diesen eine für sie 
vorteilhafte Lösung - was noch darzulegen 
wäre-, verbleibt unserer Kenntnis nach 
noch westlich (außerhalb der künftigen 
Wohnbaufläche) auf einer Gewerbefläche 
ein produzierendes Unternehmen der Me-
dizinproduktebranche. Dieses wäre künftig 
allseitig von empfindlicher Wohnnutzung 
umgeben. Mit der Planung würde so eine 
Gemengelage erzeugt werden, neue 
Wohnbauflächen unmittelbar an bestehen-
de Gewerbeflächen angrenzen. Zudem 
würden dem Unternehmen am Standort 
Rheinau jegliche Entwicklungsmöglichkei-
ten genommen werden. Offen bleibt auch, 
wieso eine "geringe Größe" des Betriebes 
garantiert, dass es keine Nutzungskonflikte 
geben kann, wie es in der Begründung 
dargelegt wird. Es wird darum gebeten, auf 
diese Aspekte hinreichend einzugehen. 
Wie (nur) der Presse zu entnehmen ist, 
liegen wohl bereits mehrere konkrete städ-
tebauliche Entwürfe zur Entwicklung des 
Areals vor. Ob und wie mögliche Nut-
zungskonflikte ggf. schon baulich in den 
Varianten mit berücksichtigt worden sind, 
ist uns nicht bekannt. 

In obigem Zusammenhang wird auch die 
Notwendigkeit der Inanspruchnahme der 
Fläche "Neuländ II", obwohl (mindestens) 
eine ähnlich große, in jedem Fall konflikt-
freie Alternativfläche "Lange-
sträng/Menzbühnd-Erw." im FNP bereits 
als W-Fläche dargestellt ist, zunächst in 
Frage gestellt. 

Flst.Nr. 2608 befindet sich bereits keine gewerbliche 
Nutzung mehr. Dieses Gebäude soll zukünftig für 
Wohnnutzungen umgebaut werden.  

Bezüglich des angrenzenden produzierenden Unter-
nehmens der Medizinproduktebranche Flst.Nr 2616/4 
wird auf das dem Bebauungsplan angehängte Gut-
achten des Büros Fichtner Water & Transportation 
aus Freiburg verwiesen. Die Ergebnisse der schall-
technischen Untersuchung zeigen, dass der vom 
Gewerbebetrieb ausgehende Lärm auch an einem 
Tag intensiver Nutzung zu keinen Überschreitungen 
der Immissionsrichtwerte der TA Lärm an den umge-
benden Immissionsorten führt. Die Immissionsricht-
werte werden dabei deutlich eingehalten. 

Die Entwicklung der bestehenden gewerblichen Be-
triebe ist durch die vorhandene Wohnbebauung be-
reits heute nur eingeschränkt möglich. Mit erhebli-
chen Einschränkungen für die gewerblichen Betriebe 
aufgrund der geplanten bzw. neuen Wohnbebauung 
ist nicht zu rechnen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Seit der beabsichtigten Ausweisung des Baugebietes 
„Neuländ II“ wird im Gegenzug die im Flächennut-
zungsplan bereits ausgewiesene Fläche „Lange-
sträng/Menzbühnd-Erweiterung“ gestrichen. 

A.14 REGIONALVERBAND SÜDLICHER OBERRHEIN 
(Schreiben vom 22.12.2016) 

Die Planung „Neuländ II" sieht eine Wohn-
bauflächenentwicklung auf einem Areal 
von ca. 8,8 ha vor. Die Innenentwick-
lungsmaßnahme in Form der Revitalisie-
rung des ehem. Bosch-Geländes wird po-
sitiv betrachtet. Zur 1. Änderung des Flä-
chennutzungsplans im Parallelverfahren 
erfolgte unsere Stellungnahme am 
03.11.2016. Der vorgesehene Flächen-
tausch mit „Langesträng/Menzbühnd" auf 
FNP-Ebene wurde mit dem Regierungs-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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präsidium Freiburg und dem Landratsamt 
Ortenaukreis abgestimmt. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine Einwendungen. 

A.15 DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
(Schreiben vom 25.11.2016) 

A.15.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesi-
cherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-
nung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.15.2 Im betroffenen Plangebiet sind Telekom-
munikationslinien der Telekom vorhanden. 
Diese sind aus dem beigefügten Plan er-
sichtlich. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
diese Telekommunikationslinien in ihrem 
Bestand und in ihrem weiteren Betrieb ge-
fährdet sind. Über gegebenenfalls notwen-
dige Maßnahmen zur Sicherung, Verände-
rung oder Verlegung der Telekommunika-
tionslinien der Telekom können wir erst 
Angaben machen, wenn uns die endgülti-
gen Ausbaupläne mit entsprechender Er-
läuterung vorliegen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen und teilweise als 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.15.3 Zur Versorgung des neuen Baugebietes 
mit Telekommunikationsinfrastruktur durch 
die Telekom ist die Verlegung neuer Tele-
kommunikationslinien im Plangebiet und 
eventuell auch außerhalb des Plangebiets 
erforderlich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.15.4 Die Deutsche Telekom orientiert sich beim 
Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter 
anderem an den technischen Entwicklun-
gen und Erfordernissen. Insgesamt werden 
Investitionen nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten geplant. 

Der Ausbau der Deutschen Telekom er-
folgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftli-
cher Sicht sinnvoll erscheint. Dies bedeutet 
aber auch, dass die Deutsche Telekom da, 
wo bereits eine Infrastruktur eines alterna-
tiven Anbieters besteht oder geplant ist, 
nicht automatisch eine zusätzliche, eigene 
Infrastruktur errichtet. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.15.5 Wir machen besonders darauf aufmerk-
sam, dass aus wirtschaftlichen Gründen 
eine unterirdische Versorgung des Neu-
baugebietes nur bei Ausnutzung aller Vor-
teile einer koordinierten Erschließung mög-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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lich ist. 

Sollten sich keine Koordinationsmöglich-
keiten ergeben, so wird aus wirtschaftli-
chen Gründen eine oberirdische Verkabe-
lung angestrebt. Diese erfüllt nach wie vor 
alle technischen Bedingungen der Deut-
schen Telekom AG. 

 

Die Anregungen werden nicht berücksichtigt, da Frei-
leitungen gemäß den örtlichen Bauvorschriften nicht 
zulässig sind.  

A.15.6 Die Herstellung der Zuführung für das 
Neubaugebiet lässt sich die Deutsche Te-
lekom AG offen und ist kein Bestandteil 
dieser Stellungnahme. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.15.7 Wir bitten folgende fachliche Festsetzung 
in Ihrer Planung zu berücksichtigen. In al-
len Straßen bzw. Gehwegen sind geeigne-
te und ausreichende Trassen mit einer Lei-
tungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für 
die Unterbringung der Telekommunikati-
onslinien der Telekom vorzusehen. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. Die 
Straßenbahnbreiten wurden zudem so dimensioniert, 
dass ein mindestens 0,50 m breiter Schrammboard 
errichtet werden kann. Darunter können die 0,30 m 
breiten Trassen der Telekommunikationslinien ver-
laufen. 

A.15.8 Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koordi-
nierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträ-
ger ist es notwendig, dass Beginn und Ab-
lauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-
bauungsplangebiet der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH unter dem im Brief-
kopf genannten Adresse so früh wie mög-
lich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, 
schriftlich angezeigt werden. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.16 BNNETZE GMBH 
(Schreiben vom 08.12.2016) 

Beabsichtigte eigene Planungen und 
Maßnahmen, die den o. g. Plan berüh-
ren können, mit Angabe des Sachstan-
des und des Zeitrahmens: 

 

A.16.1 Die Wirtschaftlichkeit von Leitungsverle-
gungen zur Sicherstellung der Erdgasver-
sorgung ist zu prüfen. Investitionen werden 
nach unternehmerischen Gesichtspunkten, 
auch im Hinblick auf beabsichtigte oder 
vorhandene energetische Konzepte, ge-
plant. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Eine Prüfung 
kann erst im Zuge der Koordination der Erschlie-
ßungsmaßnahmen erfolgen. 

Bedenken und Anregungen aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils 
mit Begründung und Rechtsgrundlage: 

 

A.16.2 Bei gegebener Wirtschaftlichkeit kann das 
Planungsgebiet durch Erweiterung des be-
stehenden Leitungsnetzes ausgehend von 
der Maiwaldstraße mit Erdgas versorgt 
werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.16.3 Hausanschlüsse werden nach den techni-
schen Anschlussbedingungen der bnNET-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 



Stadt Rheinau, Stadtteil Freistett  Stand: 08.11.2017 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Neuländ II“  

Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung  
 

Nr.  Stellungnahmen von Beschlussvorschlag Seite 26 von 36 

 

17-11-08 Abwägung Frühzeitige (17-10-23).docx 

ZE GmbH, den Bestimmungen der NDAV 
und den Maßgaben der einschlägigen Re-
gelwerke in der jeweils gültigen Fassung 
ausgeführt. 

A.16.4 In Anlehnung an die DIN 18012 wird für 
Neubauvorhaben ein Anschlussübergabe-
raum benötigt. In diesem ist ausreichend 
Platz für Zähler der bnNETZE GmbH vor-
zusehen. Der Hausanschlussraum ist an 
der zur Straße zugewandten Außenwand 
des Hauses einzurichten und hat ausrei-
chend belüftbar zu sein. 

Anschlussleitungen sind geradlinig und auf 
kürzestem Weg vom Abzweig der Versor-
gungsleitung bis in den Hausanschluss-
raum zu führen. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.16.5 Für die rechtzeitige Ausbauentscheidung, 
Planung und Bauvorbereitung des Lei-
tungsnetzes, sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen 
der anderen Leitungsträger wird eine an-
gemessene Vorlaufzeit benötigt. Daher ist 
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der bnNETZE GmbH, Am 
Unteren Mühlbach 4, 77652 Offenburg, so 
früh wie möglich, mindestens jedoch 4 
Monate vor Erschließungsbeginn, schrift-
lich angezeigt werden. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.16.6 Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir 
um Benachrichtigung über das Inkrafttre-
ten des Bebauungsplanes und um Zusen-
dung einer rechtskräftigen Ausfertigung als 
pdf-Datei. 

Das Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist ortüblich 
bekannt zu machen. Ebenso ist der Bebauungsplan 
nach Inkrafttreten für Jedermann bei der Stadt 
Rheinau einsehbar. 

A.17 SYNA GMBH 
(Schreiben vom 07.12.2016) 

Zur Stromversorgung dieses Gebietes 
können wir folgendes sagen: 

 

A.17.1 Die elektrischen Hausanschluss- und 
Straßenbeleuchtungsleitungen sollen in 
diesem Gebiet verkabelt werden. 

Eine technische Voraussetzung für die Ka-
belverlegung ist ein geklärter Grenzverlauf, 
aus dem die Straßen- und Gehwegführung 
ersichtlich ist und die Übergabe des Be-
bauungsplans in digitalisierter Form (DXF 
oder DWG) für die Planung und Einmes-
sung. 

Zur Sicherung der Kabeltrasse benötigen 
wir die im Plan eingetragenen Leitungs-
rechte (rotes 20-kV-Kabel). 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

Das Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist ortüblich 
bekannt zu machen. Ebenso ist der Bebauungsplan 
nach Inkrafttreten für Jedermann bei der Stadt 
Rheinau einsehbar. 

 

 

Die bestehende Kabeltrasse verläuft teilweise auf 
geplanten öffentlichen Erschließungsflächen sowie 
auf geplanten öffentlichen Grünflächen. Hier sind 
keine Leitungsrechte erforderlich.  

Dort wo die Kabeltrasse unterhalb von geplanten 
privaten Grundstücken verläuft sind Verlegungen der 
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Kabeltrasse erforderlich. Da diese Verlegungen be-
reits absehbar sind, wird auch auf den privaten 
Grundstücken von der Sicherung der Kabeltrasse 
durch Leitungsrechte abgesehen. 

A.17.2 Bitte beachten Sie, dass durch das geplan-
te Baugebiet ein 20-kV-Kabel verläuft, wel-
ches sich noch in Betrieb befindet. Eine 
Umlegung ist möglich, jedoch kostenpflich-
tig. Ebenfalls befindet sich noch die kun-
deneigene Station „Bosch" auf dem Ge-
lände, die auch noch in Betrieb ist. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.17.3 Für die Unterbringung der Kabel sollte DIN 
1998 zugrunde gelegt werden. Bei An-
pflanzungen von Bäumen wird demnach 
ein seitlicher Mindestabstand von 2,5 m 
zum Erdkabel erforderlich. Ist dieser Ab-
stand nicht realisierbar, werden zum Kabel 
hin geschlossene Pflanzringe oder Trenn-
wände bis in 1 m Tiefe benötigt. Wir gehen 
davon aus, dass die Kosten dafür der Er-
schließungsträger übernimmt. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.17.4 Wir werden unsere Hausanschlusskabel 
als Kabelring in die jeweiligen Baugrund-
stücke legen. Diese Kabelringe stehen un-
ter Spannung, bitte beachten Sie die Si-
cherheitsvorschriften. Genaue Kabellage-
pläne erhalten Sie unter www.syna.de 
(Zentrale Bauauskunft). 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.17.5 Für die elektrische Versorgung des Neu-
baugebietes bitten wir, einen Platz für eine 
Umspannstation auszuweisen. Der Stand-
ort sollte in dem rot eingetragenen Kreis 
liegen und die Grundfläche des Platzes ca. 
6 x 5 m betragen. 

Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt und 
als Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Eine detaillierte Planung einer Umspannstation kann 
erst im Zuge der Koordination der Erschließungs-
maßnahmen erfolgen. 

Eine voraussichtliche Realisierung einer Umspann-
station im Bereich der öffentlichen Grünfläche kann 
jedoch in Aussicht gestellt werden. 

A.17.6 Weitere Angaben können Sie dem beige-
legten Informationsblatt entnehmen. Wenn 
sie mehr Informationen dazu benötigen, 
sind wir selbstverständlich gerne zu einem 
Gespräch bereit. Darüber hinaus sind bei 
Bedarf in der Lage die magnetische Fluss-
dichte im Bereich bestehender Anlagen 
messtechnisch festzustellen und zu bewer-
ten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.17.7 Wir bitten Sie, von der Erhebung eines 
Erschließungsbeitrages für das Stations-
grundstück abzusehen. Das Stations-
grundstück liegt in einem Bereich, der ei-
ner erschließungsbeitragsrechtlichen Nut-
zung entzogen ist (BVerwG 8 C 40.95 v. 
23.10.96, BWGZ Nr. 5 v. 15.03.97). 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Elektrische und magnetische Felder:  
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A.17.8 Am 01.01.1997 ist die 26. Verordnung zur 
Durchführung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes (Verordnung über elektro-
magnetische Felder) in Kraft getreten. In 
dieser Verordnung werden Grenzwerte für 
elektrische und magnetische 50-Hz-Felder 
festgelegt, die im Bereich elektrischer Ein-
richtungen wie Freileitung, Kabel und 
Transformatorenstationen auftreten. Die 
Grenzwerte gelten für Betriebsmittel mit 
einer Nennspannung über 1.000 Volt und 
sind dort einzuhalten, wo sich Menschen 
nicht nur vorübergehend aufhalten. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.17.9 Über die Verlegung der Straßenbeleuch-
tungskabel und die Kandelaber erhalten 
Sie von uns gerne ein Angebot. Bitte ha-
ben Sie Verständnis dafür, dass wir dafür 
noch die konkreten Ausbaupläne abwar-
ten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.17.10 Mit den übrigen Festlegungen des Bebau-
ungsplanes sind wir einverstanden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.17.11 Wir bitten Sie um Benachrichtigung, wenn 
der Plan geändert werden sollte und um 
Zusendung eines Exemplars mit Satzung 
nach Inkrafttreten. 

Eine weitere Beteiligung im Zuge des Bebauungs-
planverfahrens wird zugesagt. 

Das Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist ortüblich 
bekannt zu machen. Ebenso ist der Bebauungsplan 
nach Inkrafttreten für Jedermann bei der Stadt 
Rheinau einsehbar. 

A.17.12 Bitte teilen Sie uns rechtzeitig den Beginn 
der Erschließungsarbeiten mit sowie die 
damit beauftragte Firma. Wir werden prü-
fen, ob diese Firma unsere Kabel mitverle-
gen kann. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und als Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

A.18 POLIZEIPRÄSIDIUM OFFENBURG – FÜHRUNGS- UND EINSATZSTAB - VERKEHR 
(Schreiben vom 02.12.2016) 

Das Polizeipräsidium Offenburg, Sachbe-
reich Verkehr, hat keine Einwände und An-
regungen gegenüber dem Bebauungsplan 
und den örtlichen Bauvorschriften „Neu-
länd II" in Rheinau-Freistett. 

Sollten sich im Verfahren Veränderungen 
ergeben, die die Verkehrssicherheit betref-
fen wird um weitere Beteiligung gebeten. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und eine wei-
tere Beteiligung am Verfahren zugesagt. 

A.19 BUND ORTSGRUPPE RHEINAU 
(Schreiben vom 15.01.2017) 

A.19.1 Wir möchten hiermit dazu Stellung neh-
men, und anzeigen weiterhin am Verfahren 
beteiligt zu werden. 

Zu folgenden Punkten möchten wir hiermit 
eine Stellungnahme abgeben, verbunden 
mit der Bitte um Rückmeldung, inwiefern 
unsere Bedenken bzw. Einwände in der 
weiteren Planung Berücksichtigung finden: 

Die Anregungen werden berücksichtigt und eine wei-
tere Beteiligung am Verfahren zugesagt. 
 

Ebenso wird im Zuge der Ergebnismitteilung nach 
Abschluss des Verfahrens eine Rückmeldung zuge-
sagt. 
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A.19.2 Wir begrüßen, dass nun endlich in Rhein-
au-Freistett schon überbautes kaum ge-
nutztes Gelände mit in einen neuen Be-
bauungsplan aufgenommen wird. Auch die 
Lage von „Neuländ II" rundet die Gemein-
de Rheinau ab, obwohl wir natürlich be-
dauern, dass nun weiteres Gebiet an 
Streuobstwiesen, wilde Hecken und Acker-
land in nicht unerheblichem Ausmaß wie-
der verloren gehen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Ferner werden die Streuobstbäume z.T. als zu erhal-
ten festgesetzt. 

A.19.3 Im Gesamtkonzept fehlen uns folgende 
Hinweise, z.B. inwiefern für das zu bebau-
ende bzw. überplante Baugebiet ein drin-
gend erforderliches Klimaschutzkonzept 
erarbeitet wird und ob darin auch nachge-
dacht wird, mittels Blockkraftheizwerk bzgl. 
Warmwasser und Heizung den ganzen 
neuen Bereich vernetzt zu versorgen, zu-
mal in den Ausführungen in der Begrün-
dung der Stadt Rheinau steht: 

„Das Wohnquartier soll einen eigenen Cha-
rakter entwickeln und als innovatives Kon-
zept in die Region ausstrahlen." 

Die Anregung wird berücksichtigt. Ein Nahwärmkon-
zept ist derzeitig in Prüfung. 

A.19.4 Des Weiteren fehlt uns die Angabe, ob die 
Ausrichtung der Dächer bzgl. der Himmels-
richtung vorgeschrieben ausgerichtet wird, 
so dass Photovoltaikanlagen und Hei-
zung/Warmwasser unterstützende Son-
nenkollektoren errichtet werden und mög-
lichst großen Ertrag bringen können. Im 
Vorfeld vorgeschriebene Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien ergeben auch 
langfristig für die Stadt Rheinau mehr wirt-
schaftliche Unabhängigkeit und erhöhen 
die Versorgungssicherheit. 

Dies wird berücksichtigt. Eine Gebäudestellung wird 
jedoch aufgrund fehlender städtebaulicher Gründe 
nicht zwingend vorgeschrieben. Grundsätzlich ist 
jedoch weitestgehend eine Gebäudestellung mit 
Südausrichtung möglich sowie die Anbringung von 
Photovoltaikanlagen zulässig und gewünscht. 

A.19.5 Im Bebauungsgebiet werden sicherlich 
viele „Privat-Investoren" bauen. Wie sieht 
das Verhältnis in der Flä-
che/Größenordnung zwischen „privaten 
Kleinanlegern", „gewerblichen Großanle-
gern" und Baumaßnahmen durch die Stadt 
Rheinau aus? Werden die Erschließungs-
kosten/Bauplatzpreise für die privaten 
Kleinanleger und den gewerblichen Groß-
anleger pro qm gleich sein, werden sie 
gleich oder unterschiedlich behandelt? 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die Fragen sind 
nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens und 
sind im Rahmen der amtlichen Umlegung und der 
dann anstehenden Grundstücksverkaufe zu klären. 

A.19.6 Bei der Berechnung der Ökopunkte in der 
Biotypenbewertung ergibt sich in Tabelle 
3.3-2. und 3.3-3. eine Gesamtsumme von 
450.680 Punkten, in der Auflistung der 
Kompensationswirkung der CEF-
Maßnahmen dagegen nur ein Neuntel von 
54.313 Ökopunkten. Wie soll die Differenz 
ausgeglichen werden? 

Die Anregung wird berücksichtigt. Zur Offenlage wird 
ein Umweltbericht inklusive einer Eingriffs- Aus-
gleichsbilanzierung von Seiten des Büros Stötzer 
Landschaftsarchitekten erstellt und den Planunterla-
gen beigefügt. 

A.19.7 Im Bebauungsplan und örtlichen Bauvor-
Dies wird berücksichtigt.  
Die angeregte Überarbeitung der CEF-Maßnahmen 
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schriften „Neuländ II" werden unter Punkt 6 
Artenschutz auf Seite 14 fünf vorgezogene 
Maßnahmen A1 bis A5 aufgeführt. Bzgl. 
Maßnahme-Nr. A4 haben wir dahingehend 
Bedenken, dass gleich zwei Weißstorch-
nisthilfen errichtet werden sollen. Eine 
Weißstorchnisthilfe reicht völlig aus, auch 
vor dem Hintergrund, dass in den letzten 
Jahren immer mehr Flächen mit Feuchtge-
biet-Anteil bzw. Grünland verbaut wurden 
und durch immer mehr Störche immer 
mehr Amphibien und Kleinsäuger gefähr-
det sind. Es sollte dagegen mehr in die 
Maßnahmen A1, A2, A3 und A5 investiert 
werden. 

wurde von Seiten des Büros Spang. Fischer. Natz-
schka. GmbH geprüft und mit der zuständigen Be-
hörde abgestimmt. Im Ergebnis bleiben die CEF-
Maßnahmen wie im artenschutzrechtlichen Gutach-
ten vom Büro Spang. Fischer. Natzschka. GmbH 
erhalten. 
Auf die artenschutzrechtliche Verträglichkeitsstudie 
vom Oktober 2016 (vgl. SPANG. FISCHER. NATZ-
SCHKA. GMBH (2016a): Bebauungsplan "Neuländ 
II", Artenschutzrechtliche Verträglichkeitsstudie) wird 
verwiesen. Auf Seite 120 wird darin die Maßnahme-
Nr. A4 zur "Errichtung einer Weißstorchnisthilfe im 
räumlichen Zusammenhang" beschrieben. 

 

A.19.8 Bzgl. der Untersuchung unter Punkt 5.1.2. 
Fledermäuse möchten wir anmerken, dass 
weitere Untersuchungen zusätzlich mittels 
Fledermausdetektoren durchgeführt wer-
den sollten, einerseits zur Feststellung der 
im geplanten Baugebiet vorkommenden 
Fledermausarten und andererseits um 
oben erwähnte Artenschutz- Maßnahme-
Nr. A5 auch genauer und entsprechender 
durchführen zu können. 

Dies wird berücksichtigt und vom Büros Spang. Fi-
scher. Natzschka. GmbH geprüft.  
Im Ergebnis sind weitere Untersuchungen der Fle-
dermausfauna mittels Fledermausdetektor nicht er-
forderlich. Mittels einer solchen Untersuchung ließen 
sich lediglich Arten nachweisen, die das Untersu-
chungsgebiet als Jagdhabitat nutzen oder es auf 
Transferflügenüberqueren. Die Ermittlung eines voll-
ständigen Artenspektrums der im Untersuchungsge-
biet jagender und durchfliegender Fledermäuse ist 
jedoch auch mittels Detektor nicht gewährleistet, da 
einige Fledermausarten akustisch nicht oder nur 
schwer nachweisbar sind. 

Zudem besteht der Großteil des Untersuchungsge-
biets aus intensiv genutztem Ackerland sowie über-
bauter Fläche. Als Jagdhabitate geeignete Biotopty-
pen sind nur kleinräumig vorhanden und daher nicht 
als essentiell einzustufen. Vergleichbare Jagdhabita-
te finden sich auch in den nördlich und westlich an 
das Untersuchungsgebiet angrenzenden Gartenbe-
ständen. 

Darüber hinaus müssen Arten, die mittels Detektoren 
auf Jagd- und Transferflügen im Untersuchungsge-
biet festgestellt werden, nicht zwangsläufig Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten im Untersuchungsgebiet 
aufweisen. Die empfohlene Untersuchung dient 
demnach nicht der Spezifizierung der Artenschutz-
maßnahme zur Vermeidung des Auslösens von Ver-
botstatbeständen im Sinne des § 44 Abs. 1 
BNatSchG. 

Hierfür ist vielmehr die Kenntnis über Standorte von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Vorhabensbe-
reich erforderlich, welche sich nur selten mittels De-
tektorbegehungen ermitteln lassen. Dagegen ist die 
in Maßnahme-Nr. V3 beschriebene Vorgehensweise 
der Kontrolle von Quartiermöglichkeiten ausreichend, 
um aktuelle und sogar zurückliegende Nutzungen 
von geeigneten Habitatstrukturen durch Fledermäuse 
zu erfassen. Bei den im Rahmen der Bestandserfas-
sungen durchgeführten Kontrollen der festgestellten 
potenziellen Baum- und Gebäudequartiere im Vorha-
bensbereich am 16.05.2014 sowie am 21.05.2015 
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(vgl. SPANG. FISCHER. NATZSCHKA. GMBH 
(2016a): Bebauungsplan "Neuländ II", Artenschutz-
rechtliche Verträglichkeitsstudie) wurden keine Hin-
weise auf aktuelle oder zurückliegende Nutzungen 
der Quartiermöglichkeiten durch Fledermäuse fest-
gestellt. 

Die in Maßnahme-Nr. A5 vorgesehene Ausbringung 
entsprechender Fledermauskästen im räumlichen 
Zusammenhang als Ersatz für die bei der vorgese-
henen Kontrolle vor der Durchführung der Abriss- 
und Baumfällarbeiten festgestellten besetzten Quar-
tiere, sichert den Erhalt einer ausreichenden Anzahl 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Fledermäu-
se.   

A.19.9 Im Bericht der Biotoptypenbewertung bzgl. 
Schmetterlingen wurde auf Seite 19 aufge-
führt, dass für einzelne Schmetterlingsar-
ten Bestandserfassungen durchgeführt 
wurden, allerdings das Ergebnis dieser Er-
hebungen wurde nicht aufgeführt. Haben 
wir da etwas übersehen? 

Dies wird berücksichtigt, vom Büros Spang. Fischer. 
Natzschka. GmbH geprüft und wie folgt bewertet:  

Der Große Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis) 
wurde bei der Biotoptypenkartierung im Untersu-
chungsgebiet nicht nachgewiesen. Da die Art essen-
tiell für die Fortpflanzung des Hellen und des Dunklen 
Wiesenknopfameisenbläulings (Maculinea teleius 
und M. nausithous) ist, ist ein Vorkommen der beiden 
Tagfalterarten im Untersuchungsgebiet ausgeschlos-
sen. 

Eine Nahrungspflanze der Raupe des Großen Feuer-
falters (Lycaena dispar) stellt der Stumpfblättrige 
Ampfer (Rumex obtusifolius) dar. Dieser wurde im 
Rahmen der Biotoptypenkartierung innerhalb einer 
Zierrasenfläche, einer Fettwiese mittlerer Standorte 
sowie vereinzelt in einer Asphaltspalte nachgewie-
sen. Als Eiablagepflanze werden von dem Großen 
Feuerfalter vorwiegend freistehende Einzelpflanzen 
genutzt, da nur diese auch als solche von überflie-
genden Weibchen erkannt werden. Es ist daher aus-
zuschließen, dass die Pflanzen innerhalb des Zierra-
sens und der Fettwiese für die Eiablage genutzt wer-
den. Bei den vereinzelt stehenden Exemplaren des 
Sumpfblättrigen Ampfers in der Asphaltspalte erfolgte 
eine Kontrolle der Blätter in Bezug auf Eier der zwei-
ten Generation des Großen Feuerfalters am 
02.09.2015 im Rahmen der Erfassung der Zau-
neidechse 2015. Der Nachweis blieb jedoch aus. 

Als Nahrungspflanze für die Raupe des Nachtker-
zenschwärmers (Proserpinus proserpina) dienen in 
erster Linie Arten der Gattung Weidenröschen (Epi-
lobium), insbesondere das Zottige Weidenröschen 
(E. hirsutum) wird bevorzugt. Exemplare des Zottigen 
Weideröschens fanden sich bei der Biotoptypenkar-
tierung in dem lediglich episodisch wasserführenden 
Graben im Osten des Untersuchungsgebiets. Um ein 
Vorkommen des Nachtkerzenschwärmers im Unter-
suchungsgebiet auszuschließen, wurde im Zeitraum 
des Raupenstadiums der Art von Mitte Juni bis Ende 
Juli am 12.07.2016 eine Untersuchung auf Fraßspu-
ren an Exemplaren des Zottigen Weideröschen im 
Graben durchgeführt. Der Nachweis von Fraßspuren 
an Zottigen Weideröschen blieb jedoch aus. Da keine 
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Hinweise auf die genannten Arten festgestellt werden 
konnten, wurde auf weitere Ausführungen zu den 
Schmetterlingen in der artenschutzrechtlichen Ver-
träglichkeitsstudie verzichtet. 

A.19.10 Bzgl. der Überprüfung des Eintretens von 
Verbotstatbeständen fällt auf, dass wie 
immer bei Baugebieten jeglicher Art in 
Rheinau keinerlei Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt 
werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Des Weiteren wird bei den europäischen 
Vogelarten bei einigen Arten nur lapidar 
aufgeführt: „dass sie entweder als „Kultur-
folger" zu den gegenüber Störreizen „ver-
gleichsweise" zu den unempfindlichen Ar-
ten gehören und eine Verschlechterung 
des Erhaltungszustandes der lokalen Po-
pulation im Naturraum „Offenburger 
Rheinebene" durch erhebliche vorhaben-
bedingte Störungen auszuschließen sei.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
oder 
stereotyp: oder von einem Vorhandensein 
unbesetzter Habitate und von einem Aus-
weichen auf benachbarte Flächen auszu-
gehen sei. Die benachbarten Flächen sind 
bebaute Flächen bzw. Mais- oder Getrei-
de-Monokulturen, bei denen gerade nicht 
davon auszugehen ist, dass sie mögliche 
Ausweichshabitate bieten. 

Dies halten wir für einen schlechten Witz, 
denn in den möglichen Habitaten benach-
barter Flächen dürften, wenn sie denn 

Dies wird berücksichtigt und vom Büros Spang. Fi-
scher. Natzschka. GmbH geprüft und wie folgt bewer-
tet:  

Der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG würde ausgelöst werden, wenn keine 
Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt werden.  

Als Vermeidungsmaßnahme hinsichtlich der Auslö-
sung des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG dient unter 
anderem die Bauzeitenregelung, die in Maßnahme-
Nr. V1 der artenschutzrechtlichen Verträglichkeits-
studie beschrieben ist. Mittels dieser Maßnahme 
kann eine erhebliche Störung europäischer Vogelar-
ten im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ver-
mieden werden. 

Hinsichtlich der Vermeidung der erheblichen Störung 
von Zauneidechsen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG ist in Maßnahmen-Nr. V2 vorgesehen, 
den Eingriffsbereich durch die Beseitigung geeigneter 
Habitate und Versteckmöglichkeiten zu entwerten 
und diesen Zustand bis zur vollständigen Freima-
chung der Baufelder aufrecht zu halten, um ein Ein-
wandern von Zauneidechsen aus dem umliegenden 
Bereich in den Vorhabensbereich zu vermeiden. 

Durch die Bauzeitenregelung (Maßnahme-Nr. V1) 
werden erhebliche, baubedingte Störungen für die 
europäischen Brutvogelarten bereits ausgeschlos-
sen. Sonstige baubedingte Störungen betreffen im 
Umfeld des Vorhabenbereichs Arten, die vorwiegend 
in Siedlungsgebieten brüten und eine geringere Emp-
findlichkeit gegenüber anthropogenen Störungen 
aufweisen wie Arten anderer Lebensräume. Bei Arten 
der Siedlungsbereiche handelt es sich in der Regel 
um weitverbreitete, noch häufig vorkommende Arten. 
Sollte es dennoch durch baubedingte Störungen zur 
Aufgabe von Brutrevieren kommen, so betrifft dies 
höchstens den unmittelbar an den Vorhabensbereich 
angrenzenden Raum und damit nur vereinzelte Brut-
paare. Unter keinen Umständen ist damit bei Arten 
mit großem Brutbestand, deren Bezugsraum für die 
lokale Population der Naturraum "Offenburger 
Rheinebene" ist, von einer Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes auszugehen. 

Die Brutreviere von sieben im Untersuchungsgebiet 
vorkommenden europäischen Vogelarten sind nicht 
vom Vorhaben betroffen, da ihre Brutreviere außer-
halb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
liegen.  

Für weitere acht europäische Vogelarten, die als 
Brutvögel im Untersuchungsgebiet vorkommen und 
in der Roten Liste Baden-Württembergs aufgeführt 
sind, werden für den Verlust ihrer Brutreviere CEF-
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wirklich geeignet wären, sich schon ent-
sprechende Vogelarten aufhalten. Dies 
muss unserer Meinung nach, nachgewie-
sen werden! 

Maßnahmen in der artenschutzrechtlichen Verträg-
lichkeitsstudie (vgl. SPANG. FISCHER. NATZSCH-
KA. GMBH (2016a): Bebauungsplan "Neuländ II", 
Artenschutzrechtliche Verträglichkeitsstudie - Maß-
nahmen-Nrn. A2, A3 und A4) festgelegt und durchge-
führt. 

Es verbleiben neun Brutvogelarten, die zusammen 
32 Brutreviere im Untersuchungsgebiet besetzen. 
Zwölf dieser Brutreviere liegen außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans und sind nicht 
vom Vorhaben betroffen. Letztendlich werden 20 
Brutreviere bei der Umsetzung des Vorhabens besei-
tigt. Konkret handelt es sich dabei um:   

 zwei Brutreviere der Amsel,  

 drei Brutreviere der Blaumeise,  

 ein Brutrevier des Gartenbaumläufers,  

 ein Brutrevier des Grünfinks,  

 drei Brutreviere des Hausrotschwanzes,  

 ein Brutrevier der Heckenbraunelle,  

 drei Brutreviere der Kohlmeise,  

 fünf Brutreviere der Mönchsgrasmücke und  

 ein Brutrevier der Türkentaube.  

Bei den als Freibrütern bekannten Arten (Amsel, 
Grünfink, Heckenbraunelle und Mönchsgrasmücke 
mit insgesamt neun der verbleibenden 20 Brutrevie-
re) ist des Weiteren davon auszugehen, dass die 
betroffenen Brutpaare Ausweichhabitate in dem ge-
mäß den Ausführungen in der artenschutzrechtlichen 
Verträglichkeitsstudie (vgl. SPANG. FISCHER. 
NATZSCHKA. GMBH (2016a): Bebauungsplan "Neu-
länd II", Artenschutzrechtliche Verträglichkeitsstudie - 
Maßnahme-Nr. A1), für die Dorngrasmücke, die 
Goldammer und dem Girlitz aufzuwertenden Lebens-
raum finden. Die Maßnahme-Nr. A1 sieht neben der 
Pflanzung von Gebüschen auch die Pflanzung von 
Feldgehölzen vor. Zudem steht die Maßnahmenflä-
che im räumlichen Zusammenhang zum Plangebiet. 

Alle neun aufgelisteten Arten werden in SÜDBECK, 
P., ANDRETZKE, H., FISCHER, S., GEGEON, K., 
SCHIKORE, T., SCHRÖDER, K. & C. SUDFELDT 
(Hrsg.; 2005): Methodenstandards zur Erfassung der 
Brutvögel Deutschlands, Radolfzell)  als typische 
Arten der Siedlungsbereiche und Gärten beschrie-
ben. Da sich im Umfeld des Vorhabensbereichs aus-
reichend Siedlungs- und Gartenflächen befinden, ist 
anzunehmen, dass nicht nur den verbleibenden elf 
Brutpaaren, sondern sogar allen betroffenen Brutpaa-
ren Ausweichmöglichkeiten im unmittelbaren Umfeld 
des Geltungsbereiches zur Verfügung stehen. 

Neben der äußerst geringen tatsächlichen vorhaben-
bedingten Betroffenheit der Brutvogelfauna des Un-
tersuchungsgebietes ist die Tatsache zu berücksich-
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tigen, dass nach der Umsetzung des Vorhabens die 
Vogelarten der Siedlungsbereiche von den innerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplans "Neu-
länd II" vorgesehenen, umfangreichen Grünflächen 
mit Baumbeständen, die als zusätzliche Brutreviere 
zur Verfügung stehen, profitieren werden. 

A.19.11 Abschließend möchten wir bemerken, dass 
die aufgeführten Ausgleichsmaßnahmen 
der ganzen Problematik an Ausgleich für 
verlorenen gegangen Naturraum nicht ge-
nügen.  

Über eine Rückmeldung Ihrerseits bzw. 
von den verantwortlichen staatlichen bzw. 
kommunalen Organen zu unserer Stel-
lungnahme wären wir Ihnen sehr verbun-
den. 

Die Anregung wird berücksichtigt. Zur Offenlage wird 
ein Umweltbericht inklusive einer Eingriffs- Aus-
gleichsbilanzierung von Seiten des Büros Stötzer 
Landschaftsarchitekten erstellt und den Planunterla-
gen beigefügt. 

Eine Rückmeldung im Zuge der Ergebnismitteilung 
nach Satzungsbeschluss wird zugesagt. 

A.20 LANDESNATURSCHUTZVERBAND BW 
(Schreiben vom 12.01.2017) 

A.20.1 Der Landesnaturschutzverband Baden-
Württemberg (LNV) dankt für die Bereit-
stellung der Unterlagen und hätte gerne 
die damit verbundene Möglichkeit zur Stel-
lungnahme genutzt. 

Auf Grund des fehlenden, bis dato schein-
bar noch in Arbeit befindlichen, nach Bau-
gesetzbuch vorgeschriebenen Umweltbe-
richtes, sieht sich der LNV daran gehindert 
im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung 
der berührten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange eine Stellung-
nahme zu den Belangen des Natur- und 
Umweltschutzes bis zum 16.01.2017 ab-
zugeben. 

Ohne Umweltbericht ist es dem LNV nicht 
möglich, eine sachgerechte Stellungnahme 
zu erarbeiten. 

Der LNV bittet darum nach Fertigstellung 
des Umweltberichtes diesen zusammen 
mit allen anderen Unterlagen dem LNV-Ak. 
Ortenau 1 in gedruckter Ausführung zu-
kommen zu lassen. Der LNV wird dann in-
nerhalb der gesetzlichen Frist (4 Wochen) 
eine Stellungnahme abgeben, welche na-
türlich im weiteren Verfahren zu berück-
sichtigen ist, da der LNV den Grund für die 
spätere Abgabe nicht zu vertreten hat. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
 

Parallel zum Bebauungsplan wird durch das Büro 
Stötzer Landschaftsarchitekten aus Freiburg ein 
Umweltbericht erarbeitet. Der Umweltbericht wird zur 
Offenlage vorgelegt. 

Ferner besteht auf Grundlage des § 2a BauGB die 
Verpflichtung der Gemeinde einen Umweltbericht 
zum Entwurf und damit erst zur Offenlage beizufü-
gen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

  

Die Anregungen werden berücksichtigt. Im Rahmen 
der Offenlage (gemäß § 4 Abs. 2 BauGB) wird dem 
LNV (Arbeitskreis Ortenau 1 z.Hd. Herrn Thomas) 
zugesagt, dass ihm ein ausgedrucktes Exemplar des 
Bebauungsplanentwurfes inklusive Umweltbericht 
zugesandt wird.  

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENT-
LICHER BELANGE 

 

B.1 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – VERMESSUNG UND FLURNEUORDNUNG 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

B.2 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – AMT FÜR WALDWIRTSCHAFT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 
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B.2.1 Eine weitere Verfahrensbeteiligung ist nicht 
erforderlich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

B.3 LANDRATSAMT ORTENAUKREIS – STRAßENBAUAMT 
(gemeinsames Schreiben vom 16.01.2017) 

B.4 REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG – AUßENSTELLE DONAUESCHINGEN - FACHREFE-
RATE 54.1 BIS 54.4 
(Schreiben vom 02.12.2016) 

B.5 TERRANETS BW GMBH 
(Schreiben vom 28.11.2016) 

B.6 BUNDESAMT FÜR INFRASTRUKTUR, UMWELTSCHUTZ UND DIENSTLEISTUNGEN DER 
BUNDESWEHR 
(Schreiben vom 29.11.2016) 

B.7 VERMÖGEN UND BAU AMT FREIBURG 
(Schreiben vom 30.11.2016) 

Auf eine weitere Beteiligung am Verfahren 
wird verzichtet. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

B.8 ZWECKVERBAND HOCHWASSERSCHUTZ HANAUERLAND 
(Schreiben vom 28.11.2016) 

 

C PRIVATE STELLUNGNAHMEN VON BÜRGERINNEN UND BÜRGERN  

 

C.1 BÜRGER 1 
(Schreiben vom 09.12.2016) 

C.1.1 Zum Teil erscheinen die voraussichtlichen 
Gebäudehöhen im Vergleich zur bereits 
vorhandenen Bebauung/Grundstücken, 
welche nicht im Bebauungsplan liegen, 
unverhältnismäßig hoch. 

Dieses betrifft die Flächen WA 3 und WA 2 
entlang Flst. Nrn. 2583/2, 2572/1, 2571 
und 2570 Gemarkung Freistett, sowie ge-
genüber der Haupterschließungsstraße in 
Verlängerung des Flst. Nr. 2583/5 Gem. 
Freistett. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen ent-
sprechen dem Ziel in diesem neuen Wohnquartier 
Punkthäuser, Zeilenbebauungen und ein Pflegeheim 
zu entwickeln. Die maximalen Gebäudehöhen sind 
für diese Bebauung teilweise erforderlich. Die vorge-
sehene Bebauung ist an den vielseitigen Bedürfnis-
sen der heutigen Gesellschaft angepasst. 

 

C.1.2 Es werde der Eindruck vermittelt, dass die 
höheren Gebäude zur bereits bestehenden 
Bebauung/Grundstücken, die nicht im Be-
bauungsplan sind, ausgerichtet werden. 
Somit kann die niedere Bebauung im Neu-
länd II in Richtung Süden und Osten aus-
gerichtet werden. Diese Planung benach-
teiligt betroffene Nachbarn und mindert vo-
raussichtlich den Wert von deren Grund-
stücken und Gebäuden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Es ist nicht abzuschätzen, in wie fern die Grundstü-
ckewerte durch die Planung beeinträchtigt werden. 
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C.1.3 Die geplante Haupterschließung über die 
Turnhallenstraße werde die derzeitige Ver-
kehrssituation zum deutlichen Nachteil der 
Anwohner an der Turnhallenstraße verän-
dern. 

Dies wird berücksichtigt.  

Von Seiten des Ingenieurbüros Modus Consult wurde 
eine ausführliche Verkehrsuntersuchung durchge-
führt. Im Wesentlichen heißt es dort, dass der durch 
das Wohngebiet neu hinzukommende Verkehr aus 
Sicht der Verkehrsleistungsfähigkeit unkritisch ist. 

Ebenso wurde von Seiten des Ingenieurbüros 
Fichtner Water & Transportation ein Lärmgutachten 
u.a. bezogen auf den Verkehrslärm erstellt. Die Er-
gebnisse und Empfehlungen wurden vollständig in 
den Bebauungsplan übernommen. Konkret werden 
passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. Im 
Wesentlichen werden hier die Grundrissorientierung 
der Gebäude an der östlichen Randstraße, die 
Schalldämmungen der Umfassungsbauteile (ent-
sprechend den jeweiligen Lärmpegelbereichen) und 
die Belüftung von Schlafräumen geregelt. 

Entsprechend wird an der Verkehrsplanung festge-
halten, da keine Anhaltspunkte, dass sich die Ver-
kehrssituation an der Turnhallenstraße erheblich 
verschlechtern wird, ersichtlich sind. 

C.1.4 Zur geplant hohen Wohnungsdichte und 
der daraus folgende Notwendigkeit die 
Parkplatzsituation zu lösen, fehlt derzeit 
noch das planerische Konzept. Eventuell 
erforderliche großflächige/großräumige 
Tiefgaragen bedürfen voraussichtlich der 
Grundwasserhaltung in diesem Gebiet. Für 
die angrenzende Bebauung entsteht ein 
großes Risiko für eventuelle auftretende 
Bauschäden. Schäden an Gebäuden sind 
in einer solchen Situation nach dem Verur-
sacherprinzip nachzuzuweisen und daher 
nur sehr schwierig vor Gericht geltend zu 
machen. 

Entgegen der LBO BW, wonach pro Wohneinheit 
mindestens 1 Stellplatz auf den privaten Grundstü-
cken herzustellen ist, wird im vorliegenden Bebau-
ungsplan textliche festgesetzt, dass die Stellplatzver-
pflichtung pro Wohneinheit auf mindestens 1,5 Stell-
plätze erhöht. Zusätzlich werden im öffentlichen Ver-
kehrsraum im Zuge der Erschließungsplanung öffent-
liche Stellplätze hergestellt.  

Für den Hochbau notwendige Grundwasserhaltungen 
sind in der Hochbauplanung abzustimmen. Im Be-
bauungsplan werden Maßnahmen zum Schutz des 
Grundwassers in Form von Begrenzungen des Ver-
sieglungsgrades, durch wasserdurchlässige Boden-
beläge und grünordnerische Maßnahmen festgesetzt. 

C.1.5 Die unbestrittenen Möglichkeiten, die sich 
aus der Entwicklung von Neuländ II für die 
Stadt Rheinau ergeben, dürfen nicht zu 
unangemessenen Nachteilen von einem 
oder mehreren Anwohnern führen. Des-
halb sollte diese vorgelegte Planung 
nochmal überarbeitet und auch dem heuti-
gen Stadtbild von Freistett angepasst wer-
den. 

Dies wird zur Kenntnis genommen und sachgerecht 
in Abwägung gestellt. 

Die vorgelegte Planung wurde an das heutige Stadt-
bild von Freistett angepasst. Es wurden im Bebau-
ungsplan insbesondere maximale Grundflächenzah-
len, Gebäudehöhen, Wandhöhen etc. entsprechend 
der Umgebungsbebauung bauplanungsrechtlich fest-
gesetzt.  Zudem wurden örtliche Bauvorschriften 
festgesetzt, sodass sich u.a. die Dachlandschaft ins 
Stadtbild entsprechend einfügt. 

 

 




